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1 Anlass und Zielsetzung des Projekts

Die soziale Absicherung des Wohnens zdhlt zu den Kernaufgaben 6ffentlicher Daseinsvorsorge
in Deutschland. Sie ist eine sozialstaatliche Flrsorgeleistung, die Bund, Ldnder und Kommunen
entsprechend der féderalen Struktur Deutschlands gemeinsam auf vielfaltige Weise erbringen.
Ein wichtiger Baustein ist die Férderung des Wohnungsbaus und weiterer MalRnahmen zur
Unterstlitzung von Haushalten bei der Versorgung mit Mietwohnraum, genossenschaftlich
genutztem Wohnraum und bei der Bildung von selbst genutztem Wohneigentum im Rahmen
der sozialen Wohnraumférderung. Mit der Foderalismusreform 2006 wurde diese in die
ausschlieBliche Gesetzgebungskompetenz der Lander liberfiihrt und die Wohnraumférderung
insgesamt auf die Lander Gibertragen (§ 73 Abs. 1 Nr. 18 GG).

Die Anwendungsbereiche, Grundsatze, Fordergegenstande und Fordermittel sowie weitere
Bestimmungen zur Ausgestaltung werden durch Landesgesetze oder, sofern diese nicht
vorhanden sind, durch das Gesetz lber die soziale Wohnraumférderung (WoFG) geregelt.
Darin wird unter anderem bestimmt, dass Gemeinden und Gemeindeverbdande mit eigenen
Mitteln eine Forderung nach diesem Gesetz und den hierzu erlassenen landesrechtlichen
Vorschriften durchfiihren kénnen (§ 3 Abs. 4 WoFG).

Abbildung 1: Stand der Landesgesetze zur Wohnraumférderung

Bundesland Name des Gesetzes und Datum der Beschlussfassung

Baden-Wirttemberg | Landeswohnraumférderungsgesetz (LWoFG), 11. Dezember 2007

Bayern Bayerisches Wohnraumférderungsgesetz (BayWoFG), 10. April 2007

Berlin Wohnraumgesetz Berlin (WoG BIn), 1. Juli 2011

Bremen Bremisches Wohnungsbindungsgesetz (BremWoBindG), 18. November 2008

Hamburg Hamburgisches Wohnraumférderungsgesetz (HmbWoFG), 19. Februar 2008
Hamburgisches Wohnungsbindungsgesetz (HmbWoBindG), 19.Februar 2008

Hessen Hessisches Wohnraumférdergesetz (HWoFG), 13. Dezember 2012
Hessisches Wohnungsbindungsgesetz (HwoBindG), 3. April 2013

Niedersachsen Niedersachsisches Wohnraumférdergesetz (NWoFG), 29. Oktober 2009

Nordrhein-Westfalen | Gesetz zur Férderung und Nutzung von Wohnraum fiir das Land Nordrhein-
Westfalen (WFNG NRW), 8. Dezember 2009

Rheinland-Pfalz Landeswohnraumférderungsgesetz (LWoFG), 22. November 2013

Schleswig-Holstein Schleswig-Holsteinisches Wohnraumforderungsgesetz (SHWoFG),
25. April 2009

Thiringen Thiringer Wohnraumfordergesetz (ThirWoFG), 31. Januar 2013

Lander ohne eigene Wohnraumférdergesetze:

e Brandenburg

e  Mecklenburg-Vorpommern
e  Saarland

e Sachsen

e Sachsen-Anhalt

Dort gilt das Gesetz Uiber die soziale Wohnraumforderung (Wohnraumférderungsgesetz - WoFG) des
Bundes vom 13. September 2001.




Daruber hinaus sind Kommunen in die Wohnraumférderung insoweit eingebunden, als sie im
praktischen Verwaltungsvollzug Beratungen lber Moglichkeiten der Férderung durchfiihren,
Forderantrage entgegennehmen und an die Bewilligungsbehorde weiterleiten sowie
Stellungnahmen in stadtebaulicher und wohnungswirtschaftlicher Hinsicht abgeben.

Ein weiteres Aufgabenfeld der Wohnraumversorgung, dessen Tragerschaft den Kommunen
zugeordnet ist und von ihnen wahrgenommen wird, stellen Mindestsicherungsleistungen dar
wie die Ubernahme der Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU) nach SGB Il Abs. 1. Diese
zahlt zu den sogenannten kommunalen Pflichtaufgaben zur Erflillung nach Weisung, bei denen
eine staatliche Aufgabe an die Kommunen Ubertragen wird. Diese erfiillen sie nach den
Vorgaben und Ermessensspielrdumen, die ihnen der Gesetzgeber vorgibt und fiir die er ihnen
die erforderlichen Mittel erstattet.

Sowohl bei der sozialen Wohnraumversorgung nach WoFG als auch bei den Kosten der
Unterkunft ist ein kommunaler Gestaltungsspielraum in nur sehr eingeschranktem Male
vorhanden, vielmehr besteht eine starke Abhangigkeit von den Vorgaben des Gesetzgebers.
Die Rahmenbedingungen fir die Wohnraumversorgung sind aber auf kommunaler Ebene je
nach ortlicher Wohnungsmarktlage, Zustand der Wohngebdude und demographischer
Entwicklung sehr vielfaltig. Auch wenn die Versorgung heute insgesamt als gut angesehen wird
und Wohnungsnotstande wie beispielsweise in der Zeit unmittelbar nach Griindung beider
deutscher Staaten nicht festzustellen sind, lassen sich in Bezug auf einzelne Teilméarkte oder
auf einzelne Bevdlkerungsgruppen Versorgungsengpdsse feststellen. Hinzu kommt, dass die
Lander in sehr unterschiedlicher Hohe Fordermittel einsetzen, selbst unter Beriicksichtigung
der Kompensationszahlungen des Bundes. Dort, wo es eine Wohnraumfoérderung auf
Landesebene gibt, sind unterschiedliche Schwerpunkte bei der Formulierung der Forderziele
festzustellen, die den heterogenen Anforderungen auf kommunaler Ebene nicht in vollem
Umfang gerecht werden kénnen.

Nicht immer reichen die staatlichen Instrumente daher zur Erfiillung des Versorgungsauftrags
vor Ort aus. Vor diesem Hintergrund entschlieBen sich Kommunen, zusatzlich eigene
Malnahmen zur Wohnraumforderung zu ergreifen. Vor allem von GroRstadten mit
angespannten Wohnungsmarkten ist bekannt, dass sie in den vergangenen Jahren im Bereich
der Wohnraumfoérderung zum Teil in erheblichem Umfang eigene Mittel flr Forderprogramme
zur Wohnraumversorgung eingesetzt haben. So wird in Miinchen (Programm ,Wohnen in
Minchen V: Wohnungsoffensive 2012-2016“) mit einem Fordermittelrahmen von jahrlich 160
Mio. Euro kalkuliert. Bei einer Laufzeit des Programms von funf Jahren entspricht dies einer
Gesamtsumme von 800 Mio. Euro ausschlieBlich kommunaler Fordermittel (vgl.
Landeshauptstadt Miinchen 2012: 94 f.).

Haufig wird vermutet, dass nur grof3e Stadte auf Grund ihrer Verwaltungskraft dazu in der Lage
sind, eigene Férderprogramme aufzulegen. Es gibt jedoch durchaus auch kleinere Kommunen,
die eigene Programme aufgelegt haben. Beispiele hierfiir sind Viernheim (, Wohnen im Alter”),
Hiddenhausen (,Jung kauft Alt“) und Melsungen (,Attraktivierung von Kernbereichen in der
Innenstadt und den Stadtteilen). Da solche kommunalen Programme als freiwillige
Selbstverwaltungsaufgabe zu betrachten sind, hangt ihre Umsetzung maligeblich von der
Finanzlage der jeweiligen Kommune ab. Unter den Rahmenbedingungen der



Haushaltssicherung ist es Kommunen daher in der Regel nicht moglich, solche
eigenfinanzierten Programme aufzulegen.

Die genannten Beispiele lassen bereits erkennen, dass die Bandbreite an Férderprogrammen,
damit verbundenen (wohnungs-)politischen Zielsetzungen und auch an
Ausgestaltungsmoglichkeiten in einzelnen Forderbestimmungen groR ist. Es gibt bislang nur
wenige Studien, die diese Aspekte aufgreifen und aktuelle Foérderstrukturen zum
Forschungsgegenstand machen. Fir die staatliche Ebene erfolgte dies zum Teil im Rahmen der
Verhandlungen um die Fortfliihrung der Kompensationszahlungen des Bundes fir die
Wohnraumforderung der Lander (vgl. von Bodelschwingh/von Rohr 2011). Fiir die kommunale
Wohnraumférderung wurde zuletzt vor zehn Jahren eine Difu-Umfrage durchgefiihrt,
allerdings nur zum Teilaspekt der kommunalen Férderung von Wohneigentum (Echter/Briihl
2004). Davon abgesehen standen vor allem aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen
dieses Aufgabengebietes im Mittelpunkt des Forschungsinteresses (vgl. z.B. Sautter 2005 zu
den Auswirkungen des Wegfalls von Sozialbindungen und des Verkaufs o6ffentlicher
Wohnungsbestinde auf die Wohnungsversorgung unterstiitzungsbedirftiger Haushalte). Eine
vollstandige Erfassung und ein aktueller systematischer Uberblick (iber Umfang und Ziele
vorhandener und vorgesehener Wohnraumforderprogramme auf kommunaler Ebene fehlen
jedoch bislang. Diese Liicke soll mit der vorliegenden Umfrage geschlossen werden.

1.1 Forschungsfragen

Ziel der Untersuchung war die Erhebung und Systematisierung von Ansatzen und Strategien
der kommunalen Wohnraumférderung in deutschen Stadten. Dazu werden zum einen die
wohnungsbaupolitischen Ansidtze der Kommunen insgesamt betrachtet und zum anderen
konkrete kommunale Forderprogramme in einer bundesweiten Befragung erhoben und
analysiert. Darliber hinaus wurden weiterfihrende Dokumente zur kommunalen
Wohnraumfoérderung ausgewertet, die durch die befragten Kommunen bereitgestellt wurden.

In Bezug auf die kommunale Wohnungsbauférderung einer Stadt waren vor allem die
folgenden tbergreifenden Aspekte relevant:

e Die wohnungspolitischen Ziele der Kommune,

e das Fordervolumen der kommunalen Wohnungsbauférderung,

e die Zahl der geférderten Wohnungen,

e der Einsatz erganzender 6ffentlicher Férdermittel (z.B. von Land und Bund) sowie

e Angaben zu weiteren wohnungspolitischen MaBnahmen, die in der Kommune zum
Einsatz kommen.

Im Mittelpunkt der Untersuchung stand die Erhebung detaillierter Informationen zur
Ausgestaltung einzelner kommunaler Férderprogramme. Von besonderem Interesse waren
dabei folgende Fragen:

e Welches Finanzvolumen und welche Laufzeit haben die einzelnen Programme?
e Wie viele Wohnungen sollen mit dem Programm geférdert werden?



e In welcher Form wird die Wohnraumférderung im Neubaubereich und im
Wohnungsbestand angeboten?

e Gibt es eine Begrenzung der Fordermittelsumme pro Vorhaben und woran orientiert sie
sich?

e Welche Fordervoraussetzungen sind mit dem Programm verbunden?

e Ist das Programm an andere Forderprogramme von Bund, Land oder EU gekoppelt?

e Sind Gegenleistungen wie z.B. Bindungen an die Férderung von Wohnraum gekoppelt?

e Welche Zielgruppen sollen mit der Férderung erreicht werden?

e Welche Wohnungsmarktsegmente und welche Arten von Wohnungen werden
gefordert?

e In welcher raumlichen Lage befindet sich der geférderte Wohnraum?

1.2 Methodisches Vorgehen

Um die Vielfalt der Ansatze und Strategien der kommunalen Wohnungsbauférderung in
deutschen Stadten zu erheben, wurde eine schriftliche Befragung durchgefiihrt. Die Grundlage
dafir bildete eine Literaturrecherche zu entsprechenden kommunalen Programmen und
Strategien. Hierzu wurde der gdngige Rechercheweg (ber Bibliotheken und Online-
Datenbanken genutzt sowie auf die kommunale Literaturdatenbank ORLIS zuriickgegriffen.

Darauf aufbauend erfolgte die Konzeption und Durchfiihrung der schriftlichen Befragung. Die
Adressaten der Umfrage waren zum einen alle 189 Kommunen mit mehr als 50.000
Einwohnern (Stand: 31.12.2011), da davon ausgegangen wurde, dass sich in Stadten ab dieser
GroRe entsprechende kommunale Forderprogramme konzentrieren. Dariber hinaus wurde
eine Stichprobe von Stadten mit 20.000 bis 50.000 Einwohnern befragt, um auch Anséatze von
kleineren Mittelstadten zu erfassen. Von den 496 Kommunen dieser GrofRenklasse wurden 378
angeschrieben — die Stichprobe hatte damit den doppelten Umfang wie die Gesamtheit der
Stadte ab 50.000 Einwohnern. Da bei den Stadten mit 20.000 bis 50.000 Einwohnern ein
geringerer Fragebogenriicklauf erwartet wurde, sollte damit im Ergebnis eine etwa gleich
starke Besetzung der beiden Gruppen erreicht werden. Die Auswahl der Kommunen fir die
Stichprobe wurde so vorgenommen, dass die Verteilung der Stadte nach Bundeslandern in der
Stichprobe der Verteilung in der Gesamtgruppe entsprach.

Die Erhebung wurde als Online-Befragung durchgefiihrt. Soweit moglich wurden im Vorfeld die
fur das Thema zustdndigen Ansprechpartner in den Stddten recherchiert, um die
Befragungsunterlagen an eine personifizierte E-Mail-Adresse versenden zu koénnen.
Insbesondere bei den GroRstadten (mit entsprechend dimensionierten Verwaltungen) war
dieses Vorgehen wichtig, da beim Versand der E-Mail an eine zentrale Sammeladresse die
Gefahr bestand, dass die Umfrage nicht bis zum zustdndigen Bearbeiter gelangt.

Vor dem Versand der Befragung an die insgesamt 567 Kommunen, erfolgte ein Pre-Test des
Fragebogens, um die Verstandlichkeit der Fragen und Erlduterungstexte zu lberpriifen sowie
die Vollstandigkeit und Verstandlichkeit der Antwortmaglichkeiten zu kontrollieren. In den Pre-
Test wurden Stadte unterschiedlicher GroRRe einbezogen.
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Nach dem Versand der Befragung erfolgte eine kontinuierliche Kontrolle des Ricklaufs. Der
Ricklauf in der Stichprobengruppe wurde dabei gesondert erfasst, um kontrollieren zu
kénnen, ob der Fragebogenriicklauf nach Bundeslandern in etwa dem Verhéltnis in der
Stichprobe entspricht. Drei Wochen nach dem Versand der Befragung wurde ein
Erinnerungsschreiben an diejenigen versandt, die bis dahin noch nicht mitgewirkt hatten.

Nach Abschluss der Riicklaufphase wurde der Datensatz auf seine Konsistenz tberprift und
bereinigt, darlber hinaus wurden gesondert recherchierte Strukturmerkmale erganzt wie
Amtlicher Gemeindeschliissel, GemeindegroRe oder BBSR-Entwicklungsindikator (wachsend,
stagnierend, schrumpfend). Im ersten Schritt der Datenauswertung erfolgte dann eine
Haufigkeitsauszahlung der geschlossenen Fragen sowie die Analyse und Zusammenfassung der
offenen Antworten. Darauf aufbauend wurden im zweiten Auswertungsschritt Variablen
zueinander in Beziehung gesetzt (z.B. Mittelwertvergleiche und Kreuztabellen) oder auch
Detailauswertungen auf der Basis gefilterter Datensdtze durchgefihrt (z.B. Auswertung der
Zielgruppen nur fir eine bestimmte GemeindegroRenklasse). Die Ergebnisse der quantitativen
Auswertungen wurden inhaltlich interpretiert und die Analyseergebnisse textlich und
tabellarisch aufbereitet.

Zusatzlich zur Beantwortung des Umfragebogens wurden die beteiligten Stadte gebeten,
weiterfiihrende Informationen zu ihrer kommunalen Wohnungsbaufoérderung zu geben.
Uberwiegend wurden diese durch den Hinweis auf online verfiigbare Dokumente gegeben,
vereinzelt wurden Dateien per E-Mail zugesandt. Die Unterlagen wurden gesichtet und
zusatzliche Informationen in die Auswertung einbezogen.

2 Auswertung der Befragung

Im Folgenden werden zunachst die Zusammensetzung der mit der Befragung adressierten
Grundgesamtheit und der Befragungsriicklauf erlautert sowie im Anschluss daran die Gruppe
der Stadte beschrieben, die an der Befragung teilgenommen haben. Dabei werden
Strukturmerkmale wie die Verteilung nach Bundesldndern und GemeindegréBenklassen
ebenso herangezogen wie Daten des Bundesinstituts fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung, die
die Prosperitat der Stadte, die durchschnittlichen Angebotsmieten und siedlungsstrukturelle
Zusammenhange beschreiben.

Aufbauend darauf werden die Befragungsergebnisse erldutert. Diese Auswertung gliedert sich
ebenso wie der Fragebogen in zwei Teile. Zunachst erfolgt die Auswertung des allgemeinen
Fragebogenteils, der die Ubergreifenden Aspekte der kommunalen Wohnungsbauférderung
umfasst, wie die wohnungspolitischen Ziele der jeweiligen Kommune, die Zahl der geférderten
Wohnungen und das Férdervolumen der kommunalen Wohnungsbauférderung. Den zweiten
Teil stellen die detaillierten Fragen zur Ausgestaltung einzelner kommunaler Forderprogramme
dar. Dabei wurde im Rahmen der Befragung zwischen bestehenden Férderprogrammen und
Programmen, die sich in Vorbereitung befinden, unterschieden.
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2.1 Adressaten und Riicklauf

Wie bereits im Abschnitt ,Methodik” erldutert, wurden alle 189 Stadte mit mehr als 50.000
Einwohnern sowie eine Stichprobe von 378 Stidten der GréRenklasse 20.000 bis 50.000
Einwohner angeschrieben. Bei der Auswahl der Stichprobe wurde darauf geachtet, dass die
Verteilung der Stadte nach Bundeslandern in der Stichprobe der prozentualen Verteilung in
der Gesamtgruppe dieser GroRRenklasse entspricht. Im Einzelnen stellt sich die Verteilung aller
angeschriebenen Stidte nach Bundeslandern wie folgt dar (vgl. Tabelle 1): Von den 189
Stadten mit mehr als 50.000 Einwohnern haben sich 81 Stadte an der Umfrage beteiligt, dies
entspricht einer Riicklaufquote von 42,9 %. Aus der Gruppe der Stadte zwischen 20.000 und
50.000 Einwohnern haben 96 Stadte mitgewirkt, so dass sich eine Ricklaufquote von 25,4 %
ergibt. Insgesamt liegt die Beteiligung damit bei 177 Stadten bzw. 31,2 % der angeschriebenen
Stadte, einer fiir Online-Befragungen durchaus positiven Quote.

2.2 Beschreibung des Datensatzes

Die Verteilung der Stadte, die an der Befragung teilgenommen haben, nach Bundeslandern
entspricht im Wesentlichen der Verteilung in der Gruppe der angeschriebenen Stadte (vgl.
Tabelle 2). Bei den 96 Stadten zwischen 20.000 und 50.000 Einwohnern ergeben sich lediglich
in Bezug auf zwei Lander deutlichere Abweichungen: der Anteil der niedersiachsischen Stadte
liegt bei den teilnehmenden Stadten deutlich iber dem in der Gesamtgruppe, der Anteil der
bayrischen Stadte deutlich unterhalb des Anteils in der Gesamtgruppe. Bei den 81 Stadten mit
mehr als 50.000 Einwohnern wird insbesondere der im Vergleich niedrigere Anteil nordrhein-
westfalischer Stadte deutlich.
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Tabelle 1: In der Befragung angeschriebene Stédte nach Bundesldndern

Stadte > 50.000 EW Stadte 20.000 bis 50.000 EW Riicklauf
Angeschrieben Riicklauf Angeschrieben Riicklauf Gesamt
Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Baden- 2 116 | 9 11,1 | s8 | 153 | 18 | 188 | 27 | 153
Wirttemberg
Bayern 17 9,0 10 12,3 38 10,1 3 3,1 13 7,3
Berlin 1 0,5 0 0,0 - - - - 0 0,0
Brandenburg 4 2,1 1 1,2 18 4,8 6 6,3 7 4,0
Bremen 2 1,1 2 2,5 - - - - 2 1,1
Hamburg 1 0,5 1 1,2 - - - - 1 0,6
Hessen 12 6,3 7 8,6 35 9,3 6 6,3 13 7,3
Mecklenburg-| ¢ 2,6 2 2,5 3 0,8 1 1,0 3 1,7
Vorpommern
Nieder-

20 10,6 11 13,6 53 14,0 19 19,8 30 16,9
sachsen
Nordrhein- 77 40,7 | 27 333 | 100 | 264 | 21 | 21,9 | 48 | 271
Westfalen
Rheinland- 9 48 5 6,2 10 | 26 4 4,2 9 5,1
Pfalz
Saarland 1 0,5 0 0,0 7 1,9 3 3,1 3 1,7
Sachsen 6 3,2 2 2,5 15 4,0 3 3,1 5 2,8
Sachsen- 3 1,6 0 0,0 18 4,8 7 73 7 4,0
Anhalt
Schleswig- 5 2,6 3 37 | 12 32 3 3,1 6 3,4
Holstein
Thiringen 4 2,1 1 1,2 11 2,9 2 2,1 3 1,7
Gesamt 189 100 81 100 378 100 96 100 177 100

Fasst man die Verteilung der teilnehmenden Stadte nach Bundeslandern zu den Kategorien
,Ost” und ,,West” zusammen, ergeben sich 25 Stadte, die in den neuen Bundeslandern liegen
(14,1 %), sowie 152 Stadte in den alten Bundeslandern (85,9 %). Dies entspricht in etwa der
prozentualen Verteilung in der Gesamtgruppe.

Eine weitere Differenzierung der GemeindegréRenklasse — jenseits der oben beschriebenen
Ausgangsgruppen ,20.000 bis 50.000 Einwohner’ und ,mehr als 50.000 Einwohner’ ergibt
folgendes Bild (vgl. Tabelle 3).
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Tabelle 2: Verteilung der teilnehmenden Stddte nach Gemeindegréfienklasse

Gesamt Alte Bundeslander Neue Bundeslénder

Einwohner

Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent
20.000 bis > 50.000 96 54,2 77 50,7 19 76,0
50.000 bis > 100.000 36 20,3 35 23,0 1 4,0
100.000 bis > 250.000 25 14,1 22 14,5 3 12,0
250.000 bis > 500.000 8 4,5 8 53 - -
500.000 und mehr 12 6,8 10 6,6 2 8,0
Gesamt 177 100 152 100 25 100

Die zusétzliche Differenzierung nach ,Ost’ und ,West’ (vgl. Tabelle 3) verdeutlicht, dass die
Stadte in den neuen Bundeslandern, die sich an der Befragung beteiligt haben, zu drei Vierteln
der kleinsten GemeindegroRenklasse zuzuordnen sind. Die Anzahl der ostdeutschen Stadte, die
den dariber liegenden GroRRenklassen zugeordnet werden, ist dagegen sehr gering.

Zur Beschreibung der Prosperitat der 177 Stadte wurde auf den BBSR-Index ,Wachsende und
schrumpfende Gemeinden 2010“ zurlickgegriffen, der sich aus der Betrachtung von sechs
Strukturindikatoren ergibt.! Die teilnehmenden Stidte ordnen sich fiinf Kategorien zwischen
,stark schrumpfend’ und ,stark wachsend’ wie folgt zu.

Tabelle 3: Verteilung der teilnehmenden Stddte nach Index ,Wachsend/Schrumpfend’

Gesamt Alte Bundeslander Neue Bundeslénder
Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent
stark schrumpfend 4 2,3 - - 4 16,0
schrumpfend 58 32,8 45 29,6 13 52,0
stabil 17 9,6 17 11,2 - -
wachsend 82 46,3 75 49,3 7 28,0
stark wachsend 16 9,0 15 9,8 1 4.0
Gesamt 177 100 152 100 25 100

Auch bei diesem Strukturmerkmal wird ein Unterschied zwischen den teilnehmenden Stadten
aus den alten und neuen Bundeslandern deutlich. Auch wenn die Prozentwerte aufgrund der
geringen Anzahl ostdeutscher Stadte unter den Befragten nur vorsichtig zu interpretieren sind,
wird in der Gesamtverteilung doch deutlich, dass ,Schrumpfung’ und insbesondere ,starke
Schrumpfung’ bei den ostdeutschen Stddten eine gréRere Rolle spielen als bei den
westdeutschen. Demgegeniiber sind den beteiligten westdeutschen Stadten in stdrkerem
Male die Auspragungen ,stabil’ und insbesondere ,wachsend’ zugeordnet.

Zur Abbildung der raumordnerischen Zusammenhange der befragten Stadte wurde auf den
,Siedlungsstrukturellen Regionstyp’ des BBSR? zuriickgegriffen. Die Mehrheit der beteiligten
Stadte (vgl. Abbildung 2) liegt danach in stadtischen Regionen (knapp die Halfte) sowie ein

! Quelle: http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/Wachs_Schrumpf_gem/
Wachs_Schrumpf_Gemeinden_node.html

2 Quelle: http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/Regionstypen2011/
regionstypen.html?nn=443270
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gutes Drittel in Regionen mit Verstadterungsansatzen (34 %). Lediglich ein gutes Fiinftel der
Stadte ist der landlichen Region zugeordnet (21%).

Abbildung 2: Verteilung der teilnehmenden Stédte nach siedlungsstrukturellen Regionstypen

Landliche Region

38
21%

Region mit
Verstadterungsansatzen

34%

Stddtische Region

n=177

Ebenfalls auf der Grundlage von BBSR-Daten wurde die Variable ,Angebotsmiete’ gebildet. Die
Angaben zu Neu- und Wiedervermietungsmieten in kreisfreien Stadten und Kreisen im Jahr
2012 wurden dazu in finf Gruppen klassiert und tiber den Amtlichen Gemeindeschliissel den
beteiligten Stadten zugeordnet.? Die Gesamtheit der 177 beteiligten Stadte verteilt sich (vgl.
Tabelle 3) auf die finf Angebotsmietenklassen, in knapp zwei Dritteln der Stadte lagen die
Werte im Jahr 2012 demnach zwischen 5 und 7 Euro. Interessant ist eine nach GréRenklassen
differenzierte Betrachtung dieser Verteilung, die einen Zusammenhang zwischen der
GemeindegroRe und der durchschnittlichen Angebotsmiete zeigt: je groRRer die Stadt ist, desto
hoher liegt die durchschnittliche Angebotsmiete. Noch viel deutlicher ist der Zusammenhang
zwischen der Angebotsmiete und dem Index ,Wachsend/Schrumpfend‘: Die Stadte, die der
Kategorie ,stark schrumpfend’ zuzuordnen sind, weisen Angebotsmieten unter 5 Euro auf. Je
prosperierender eine Stadt dagegen ist, desto hoher liegen die Angebotsmieten: die
Uberwiegende Zahl der Stadte, die Angebotsmieten von 8 Euro und mehr aufweisen, sind stark
wachsende Stadte.

3 Kreisangehorigen Stadten wurde dementsprechend der durchschnittliche Wert des Kreises, in dem sie liegen,
zugeordnet.
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Abbildung 3: Verteilung der teilnehmenden Stédte nach Angebotsmieten
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2.3 Wohnungspolitische Ziele und Rahmensetzungen in den Kommunen
Bedeutung wohnungspolitischer Ziele*

Zum Einstieg in die Befragung wurden die beteiligten Stidte nach der Bedeutung von
insgesamt 17 wohnungspolitischen Zielen fiir die jeweilige Kommune befragt. Zur Bewertung
standen die Kategorien ,hohe Bedeutung”, ,mittlere Bedeutung” und ,keine Bedeutung” zur
Auswahl. Die Frage wurde von 161 Stadten bearbeitet, da jedoch nicht alle Stadte die
Bedeutung jedes einzelnen Ziels bewertet haben, variiert die Zahl der antwortenden Stadte
zwischen 154 und 161.

Dem Ziel, Familienhaushalte im Stadtgebiet zu halten, wird von den beteiligten Stadten die
héchste Bedeutung beigemessen: 87% der Stadte sprachen diesem Ziel ,hohe Bedeutung” zu,
weitere 12,4 % gaben eine ,mittlere Bedeutung” an. An zweiter Stelle steht die Starkung der
Innenentwicklung (73,4% hohe Bedeutung und 25,3% mittlere Bedeutung), gefolgt von den
Zielen generationengerechte = Wohnungsangebote sowie barrierefreie/barrierearme
Wohnungsangebote zu schaffen (hohe Bedeutung: 69,2% bzw. 66,2%, mittlere Bedeutung:
28,8% bzw. 31,8%). Der Steigerung der Energieeffizienz von Gebduden wird von 63,3% der
befragten Stadte eine hohe Bedeutung beigemessen sowie von 34,2% eine mittlere
Bedeutung, nahezu gleichbedeutend wird die Schaffung bezahlbaren Wohnraums fir
Haushalte mit geringem Einkommen bewertet. Die weiteren Bewertungen kénnen Abbildung 4
entnommen werden.

Differenzierte Auswertungen fiir ost- und westdeutsche Stadte, wachsende und schrumpfende
Kommunen sowie fir Stadte unterschiedlicher GroRe ergeben interessante Unterschiede in
Bezug auf die Bedeutung einzelner wohnungspolitischer Ziele. Der Beseitigung von
Wohnungsleerstand kommt beispielsweise in den befragten ostdeutschen Stadten eine
deutlich gréRBere Bedeutung zu, so dass dieses Ziel in der Rangfolge der wohnungspolitischen

* Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage Al.
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Ziele ostdeutscher Stadte an sechster Stelle steht. Auch der Entwicklung von Brachflachen wird
im Verglich zu den beteiligten westdeutschen Stadten eine deutlich groRere Bedeutung
beigemessen. Fir die schrumpfenden und stark schrumpfenden Kommunen hat die
Beseitigung von Wohnungsleerstand ebenfalls eine groRere Bedeutung als fir die Gesamtheit
der befragten Stadte.

Abbildung 4: Bedeutung wohnungspolitischer Ziele fiir die befragten Kommunen

Familienhaushalte im Stadtgebiet halten

Innenentwicklung starken

Generationengerechte Wohnungsangebote schaffen
Barrierefreie / barrierearme Wohnungsangebote schaffen
Energieeffizienz von Gebduden steigern

Bezahlbaren Wohnraum fiir Haushalte mit geringem Einkommen...
Abwanderung ins Umland verhindern

Kaufkraft stabilisieren

Einwohnerzah| durch Zuzugsanreize erhohen
Bevdlkerungsmischung in den Stadtteilen erhalten
Brachflachen entwickeln

Bautatigkeit erhdhen

Angebote fiir finanzkraftige Haushalte im Stadtgebiet schaffen
Wohneigentum stérken

Wohnungsleerstand beseitigen

Gemeinschaftliche Wohnformen férdern

Genossenschaftliches Wohnen férdern 5 36%
Il

n=154-161 W hohe Bedeutung B mittlere Bedeutung keine Bedeutung

Stark wachsende Kommunen wiederum messen der Schaffung bezahlbaren Wohnraums fir
Haushalte mit geringem Einkommen, dem Erhalt der Bevélkerungsmischung in den Stadtteilen
sowie der Erhohung der Bautéatigkeit mehr Bedeutung zu als die Gesamtheit der beteiligten
Stadte. Fur die befragten GroRstdadte mit mehr als 500.000 Einwohnern stehen an erster Stelle
die Ziele bezahlbaren Wohnraum fiir Haushalte mit geringem Einkommen zu schaffen, die
Bevolkerungsmischung zu erhalten und generationengerechte Angebote zu schaffen. An
zweiter Stelle folgen die Schaffung von barrierefreien bzw. barrierearmen
Wohnungsangeboten sowie das Halten von Familienhaushalten. Den dritten Rang belegen
weitere Ziele, die auch in der Gesamtauswertung weit vorne stehen wie die Starkung der
Innenentwicklung und die Erhohung der Bautatigkeit, aber auch das Ziel gemeinschaftliche
Wohnformen zu férdern. Letzterem Ziel kommt in den anderen GemeindegrofRenklassen eine
deutlich geringere Bedeutung zu, so dass es in der Gesamtauswertung (siehe Abbildung 1) den
vorletzten Platz belegt.
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Summe der bewilligten kommunalen Férdermittel in den Jahren 2007 bis 2011°

Die Frage nach der Summe der bewilligten kommunalen Férdermittel im Zeitraum von 2007
bis 2011 wurde lediglich von 31 der 177 teilnehmenden Stadte beantwortet. Die Spannbreite
der angegebenen Summen liegt zwischen 25.000 Euro und 70,5 Mio. Euro. Die Verteilung der
angegebenen Summen weist zwischen 5 und 25 Mio. Euro eine grof3e Liicke auf, die auch bei
der gewadhlten Gruppierung der Angaben deutlich wird.

Abbildung 5: Summe der bewilligten kommunalen Férdermittel von 2007-2011

Uber 25 Mio. Euro

1 Mio. bis > 5 Mio. Euro 29%

300.000 bis > 1 Mio. Euro 26%

IL

unter 300.000 Euro

n=31 Zahl der Kommunen

Um die Fordermittelangaben groRerer und kleinerer Stadte vergleichen zu kénnen, wurde die
Summe pro 10.000 Einwohnern berechnet und diese ebenfalls in vier Gruppen unterteilt.

Abbildung 6: Summe der kommunalen Férdermittel von 2007-2011 pro 10.000 EW

Uiber 500.000 Euro m
100.000 bis > 500.000 Euro  li] 39%
1.000 bis > 10.000 Euro {3 19%
n=31 Zahl der Kommunen

Auch wenn angesichts der insgesamt geringen Fallzahl in Bezug auf diese Frage, differenzierte
Auswertungen nach Strukturmerkmalen nur in eingeschranktem MaRe interpretierbar sind,
lassen sich doch einige Tendenzen erkennen. Die Hohe der eingesetzten kommunalen
Fordermittel ist in den beteiligten Stadten umso héher, je prosperierender die Stadt ist: D.h. in
wachsenden und insbesondere in stark wachsenden Stadten werden die durchschnittlich
hochsten Summen eingesetzt. Das bestatigt auch der direkte Zusammenhang zwischen der
Angebotsmiete in den beteiligten Stadten und der Hohe der eingesetzten Fordermittel: Je

> Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage A3.
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héher die durchschnittliche Angebotsmiete liegt, desto mehr kommunale Mittel werden zur
Forderung eingesetzt.

Anzahl der 6ffentlich geférderten Wohnungen in den Jahren 2007 bis 2011°

Die Frage nach der Anzahl der 6ffentlich geférderten Wohnungen in den Jahren 2007 bis 2011
wurde nur von 26 der beteiligten 177 Stadte beantwortet. Es ist zu vermuten, dass die meisten
Kommunen den Terminus ,,6ffentlich geférderte Wohnung” als Mietwohnungen mit Mietpreis-
und/oder Belegungsbindungen interpretiert haben und die geférderten Hauser oder
Wohnungen im Eigentumssegment daher nicht angegeben wurden. Die Klassierung in drei
Gruppen ergibt folgende Verteilung (vgl. Abbildung 7).

Abbildung 7: Anzahl der geférderten Wohnungen von 2007-2011

mehr als 500 Wohnungen

101 bis 500 Wohnungen

I

bis 100 Wohnungen e} 54%

n=26 Zahl der Kommunen

Zur Vergleichbarkeit der Angaben unterschiedlich groRer Stadte wurde auch in Bezug auf diese
Angaben der Wert pro 10.000 Einwohnern berechnet (vgl. Abbildung 8).

Abbildung 8: Anzahl der geférderten Wohnungen von 2007-2011 pro 10.000 EW

bis 10 Wohnungen ki) 38%

n=26 Zahl der Kommunen

Aufgrund der geringen Fallzahl missen weitergehende Detailauswertungen mit Vorsicht
interpretiert werden, es scheint jedoch einen Zusammenhang zwischen der Anzahl der
offentlich geforderten Wohnungen und der Prosperitat der Stadt sowie der Einwohnerzahl zu
bestehen. Sowohl in stark wachsenden Stadten als auch in Stadten mit mehr als 500.000
Einwohnern sind deutlich mehr Wohnungen pro 10.000 Einwohner offentlich gefordert
worden als in den weniger prosperierenden bzw. kleineren Stadten.

® Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage A4.
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Summe anderer 6ffentlicher Fordermittel’

Insgesamt 89 Stadte haben die Frage nach der Summe anderer 6ffentlicher Férdermittel (z.B.
von Bund oder Land), die in den Jahren 2007 bis 2011 in den Kommunen zur
Wohnraumfdérderung eingesetzt wurden, beantwortet. Die angegebenen Summen reichen von
256.000 Euro bis zu 338 Mio. Euro, insgesamt 14 Stadte haben angegeben, keine anderen
offentlichen Mittel eingesetzt zu haben.

Abbildung 9: Summe der anderen éffentlichen Foérdermittel, die in der Kommune von 2007 —
2011 eingesetzt wurden

keine anderen &ffentlichen Fordermittel _ 16%
bis unter 1 Mio. Euro _ 11%
1 Mio. bis unter 5 Mio. Euro _ 28%
5 Mio. bis unter 25 Mio. Euro _19%
25 Mio. bis unter 75 Mio. Euro _ 15%
75 Mio. Euro und mehr _11%

n=89 Zahl der Kommunen

Die zur Vergleichbarkeit unterschiedlich groBer Stadte berechnete Summe anderer 6ffentlicher
Fordermittel pro 10.000 Einwohner stellt sich in sechs Gruppen klassiert wie folgt dar.

Abbildung 10: Summe der anderen éffentlichen Férdermittel, die in der Kommune von 2007 —
2011 eingesetzt wurden — pro 10.000 Einwohner

keine anderen 6ffentlichen Férdermittel _ 16%
bis unter 250.000 Euro _ 15%
250.000 bis unter 750.000 Euro _ 23%
750,000 bis unter 2 Mio. Euro _ 23%
2 Mio. bis unter 4 Mio. Euro _ 15%
mehr als 4 Mio. Euro _ 10%

n=89 Zahl der Kommunen

Zwischen der absoluten Summe anderer Offentlicher Fordermittel und mehreren
Strukturmerkmalen zeigen sich deutliche Zusammenhange. So ist die Summe der anderen
Fordermittel umso hoher, je groRer die Stadt ist und je starker sie wachst. Zwischen der

7 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage A5.
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Summe anderer offentlicher Fordermittel pro 10.000 Einwohner und den betrachteten
Strukturmerkmalen lassen sich diese Zusammenhidnge jedoch nicht mehr erkennen, die
Korrelation mit der StadtgréBe hebt sich beispielsweise im Verhaltnis zur Summe pro 10.000
Einwohner auf. Der Zusammenhang mit der Prosperitat der Stadt ist bestenfalls noch zu
erahnen, lasst sich jedoch statistisch nicht belegen.

Weitere wohnungspolitische MaBnahmen®

Zum Abschluss der allgemeinen Fragen zur kommunalen Wohnraumférderung wurden die
beteiligten Kommunen nach weiteren wohnungspolitischen MaBnahmen gefragt, die nicht an
ein Forderprogramm gebunden sind. Diese Frage lie® Mehrfachantworten zu und wurde von
147 Kommunen beantwortet. Abbildung 11 stellt die Haufigkeitsverteilung der einzelnen
Nennungen dar, dabei wird innerhalb der Balken die absolute Zahl der Nennungen angegeben
und rechts neben den Balken jeweils der prozentuale Wert.

Abbildung 11: Verbreitung wohnungspolitischer Mafsnahmen, die nicht an Férderprogramme
gebunden sind

Nachverdichtung im Siedlungsbestand 69,4%
Neuausweisung kommunaler Flachen als Wohnbauland 68,0%
Aufstellen eines Mietspiegels 53,7%
Umnutzung von Konversionsflachen zur Wohnnutzung 43,9%
Abgabe von stadtischen Grundstiicken fiir preiswerten Wohnungsbau 29,3%
Aufstellen eines Wohnraumversorgungskonzeptes “ 25,9%
Kooperationsvereinbarungen mit der Wohnungswirtschaft “ 23,1%
Umwandlung von Nichtwohn-Immobilien zur Wohnnutzung 20,4% MaRnahmen zur...

Vergabe von Erbbaurechten fir preiswerten Wohnungsbau 14,3%

Erweiterung des kommunalen Wohnungsbestands 10,9%

Stadtebauliche Vertrage zur sozialgerechten Bodennutzung 10,2%

Erhaltungssatzungen zum Milieuschutz “ 8,2% 106

Ankauf von Belegungsbindungen 7,5%
... Ausweitung
Festschreibung von Mindestanteilen an geférdertem Wohnungsbau (B-Plan) n 6,1% des Regulierung  Ausweitung
Wohnungs- des des Bestands

Sozialplanverfahren zum Erhalt der sozialen Durchmischung (bes. SBR) 4,8% bestandes Wohnungs-  an preis-
marktes werten

Wohnungen

Zweckentfremdungsverbotsverordnungen B 3,4%

n=147 (Mehrfachnennungen)

Am haufigsten werden ,Nachverdichtungen im Siedlungsbestand’ und die ,Neuausweisung
kommunaler Flachen als Wohnbauland’ als weitere wohnungspolitische MalRnahmen
angegeben: jeweils knapp 70% der Stadte haben diese benannt. An dritter Stelle steht die
,Aufstellung eines Mietspiegels’, die von gut der Halfte der Stidte angegeben wurde (79
Nennungen), und an vierter Position folgt die ,Umnutzung von Konversionsflichen zur
Wohnnutzung’ (65 Nennungen).

8 Siche Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage A6.
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Die Haufigkeitsverteilung der wohnungspolitischen MaBnahmen spiegelt deutlich das in Frage
Al mit hoher Bedeutung bewertete Ziel der Starkung der Innenentwicklung wieder:
Nachverdichtungen im Siedlungsbestand und die Umnutzung von Konversionsflachen dienen
der Umsetzung dieses Ziels. Auch das Ziel, Familienhaushalte im Stadtgebiet zu halten, dem in
Frage Al die hochste Bedeutung beigemessen wird, findet sich mit der sehr haufig genannten
,Neuausweisung kommunaler Flachen als Wohnbauland bei den wohnungspolitischen
MaRnahmen wieder.

Die Zusammenfassung der wohnungspolitischen MaRnahmen zu den drei in Abbildung 11
dargestellten Gruppen ergibt, dass MaRnahmen zur Ausweitung des Wohnungsbestandes
insgesamt am haufigsten genannt wurden. Zudem stehen sie in der Rangfolge sehr weit oben:
unter den vier am haufigsten genannten MaRnahmen finden sich drei, die dieser Gruppe
zuzuordnen sind. An zweiter Stelle stehen MalRnahmen zur Regulierung des
Wohnungsmarktes: sowohl in Bezug auf die Gesamtzahl der Nennungen, als auch in Bezug auf
die Rangfolge der einzelnen Mallnahmen. MalRnahmen, die konkret auf die Ausweitung des
Bestandes an preiswerten Wohnungen zielen, sind Gegenstand von 106 Nennungen.

Als weitere wohnungspolitische MalRnahmen wurden von den Stddten unter anderem die
kommunale Wohnungsmarktbeobachtung sowie Wohnbauflachen-, Bauliicken- und
Leerstandskataster benannt. Darliber hinaus wurde die Erstellung von integrierten
Stadtentwicklungskonzepten oder Handlungskonzepten ,Wohnen“ genannt sowie auf
kommunale Beratungsangebote, zum Beispiel zur Barrierefreiheit in privaten Wohnungen
hingewiesen.

Die Differenzierung nach ausgewahlten Strukturmerkmalen ergibt interessante Unterschiede
in Bezug auf die Verbreitung weiterer wohnungspolitischer MaBnahmen. So wird
beispielsweise die Bandbreite der zum Einsatz kommenden MaBnahmen mit zunehmender
Einwohnerzahl groRer: Wahrend in den Stadten der kleinsten GroRRenklasse im Wesentlichen
die MalRnahmen genutzt werden, die in der Gesamtverteilung die ersten fiinf Range belegen,
nimmt das Spektrum der genutzten MaBnahmen mit wachsender StadtgroRe zu. Darliber
hinaus sind die einzelnen MaBnahmen in Abhangigkeit von der Stadtgrofle unterschiedlich
relevant. MalRnahmen wie ,Nachverdichtungen im Siedlungsbestand” oder , Neuausweisung
kommunaler Flachen als Wohnbauland” werden von Stadten aller GréRenklassen dhnlich
haufig genannt, wohingegen die Aufstellung eines Mietspiegels mit zunehmender StadtgrolRe
an Relevanz gewinnt. ,Stadtebauliche Vertrage zur sozialgerechten Bodennutzung” und die
»Festschreibung von Mindestanteilen an geférdertem Wohnungsbau in Bebauungsplanen”
werden von Stadten mit mehr als 500.000 Einwohnern prozentual deutlich haufiger genannt
als von Stadten der anderen GroRenklassen.

Auch die Differenzierung nach der Prosperitat der Stadte macht Unterschiede beim Einsatz der
wohnungspolitischen MaRRnahmen deutlich. Stark wachsende Stadte haben prozentual
deutlich haufiger ,Erhaltungssatzungen zum Milieuschutz”, die ,Festschreibung von
Mindestanteilen an geférdertem Wohnungsbau in Bebauungsplanen” sowie den , Ankauf von
Belegungsbindungen” genannt. , Kooperationsvereinbarungen mit der Wohnungswirtschaft”
werden prozentual deutlich haufiger von schrumpfenden oder stark wachsenden Kommunen
genannt als von stabilen oder leicht wachsenden. Die befragten Stadte mit einer stabilen
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Entwicklung nutzen im Wesentlichen die drei MalRnahmen, die in der Gesamtrangfolge auf den
ersten drei Rangen liegen.

Die siedlungsstrukturelle Differenzierung zeigt, dass die Relevanz der MaRnahmen , Aufstellen
eines Mietspiegels” und , Ankauf von Belegungsbindungen” mit dem Grad der Verstadterung
steigt und insbesondere flir Kommunen in stadtischen Regionen relevant ist. Von Stadten in
landlichen Regionen werden prozentual deutlich haufiger die , Abgabe von stadtischen
Grundstlcken flr preiswerten Wohnungsbau“ sowie die ,Vergabe von Erbbaurechten fir
preiswerten Wohnungsbau” als weitere wohnungspolitische MaBnahmen benannt.
,Stadtebauliche Vertrage zur sozialgerechten Bodennutzung” und ,Zweckentfremdungs-
verbotsverordnungen” haben dagegen keine Relevanz fiir die befragten Kommunen in
landlichen Regionen.

2.4 Kommunale Forderprogramme
Kommunale Programme zur Férderung von Wohnraum®

Die Frage nach kommunalen Programmen zur Wohnraumférderung wurde von 45 Stadten
positiv beantwortet. Der Fragebogen bot die Mdglichkeit, bis zu fliinf Programme pro Stadt zu
benennen und inhaltlich auszufiihren, so dass von den 45 Stadten insgesamt 64 kommunale
Forderprogramme angegeben und erldutert wurden. Die Mehrzahl der Stadte (33) hat dabei
fiir ein kommunales Forderprogramm einen Fragebogen ausgefiillt, neun Stiddte haben zwei
Forderprogramme inhaltlich ausgefiihrt, eine Stadt drei Programme und zwei Stadte finf
Forderprogramme.

Ob es in einer Stadt kommunale Programme zur Wohnraumférderung gibt oder nicht, scheint
von den bereits betrachteten Strukturmerkmalen weitestgehend unabhangig zu sein. Es zeigen
sich weder zur durchschnittlichen Angebotsmiete noch zur Prosperitdt der Stadt
Zusammenhange, auch die Lage in den neuen oder alten Bundeslandern weist keinen
Zusammenhang mit dem Vorhandensein von kommunalen Férderprogrammen auf. Eine
Ausnahme davon bildet die GrofRe der Stadt und hier insbesondere die Zugehorigkeit zur
GroRenklasse (iber 500.000 Einwohner. Uber 80% der Stidte dieser GroRenklasse geben
eigene Programme an, wahrend in den anderen GroRRenklassen jeweils die Mehrzahl der
Stadte keine eigenen Programme zur Wohnraumfoérderung benannt hat.

Stadte mit kommunalen Férderprogrammen

Die 45 Stadte, die kommunale Forderprogramme angegeben und fiir diese Fragebdgen
ausgefillt haben, liegen Uberwiegend in den alten Bundesldandern, lediglich finf Stadte
befinden sich in den neuen Landern. Vielfach haben nur einzelne Stidte aus den
Bundeslandern Forderprogramme inhaltlich ausgefiihrt, der ,Spitzenreiter” ist Baden-
Wirttemberg mit 13 Stadten, gefolgt von Bayern und Niedersachsen mit jeweils 7 Stadten.

® Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage A2.
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Knapp die Halfte der 45 Stadte ist der GrofRenklasse 20.000 bis 50.000 Einwohner zuzuordnen,
am zweitstarksten ist mit neun Stadten die Gruppe der Kommunen lber 500.000 Einwohnern
vertreten (vgl. Abbildung 12). 21 der 45 Stadte kdnnen dem BBSR-Regionstyp ,Stddtische
Region‘ zugeordnet werden, 15 Stadte dem Typ ,Region mit Verstadterungsansatzen’ und neun

Stadte der ,ldndlichen Region’.

Abbildung 12: Verteilung der Stddte mit Férderprogrammen nach GréfSenklassen
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Die Differenzierung nach der Prosperitdt der Stadt ergibt einen eindeutigen Schwerpunkt auf
wachsenden und stark wachsenden Stadten: drei Viertel der 45 Stadte sind diesen beiden
Kategorien zuzuordnen. Das Ubrige Viertel verteilt sich auf die Kategorien ,stabil’,
,schrumpfend’ und ,stark schrumpfend’, von denen die Gruppe ,schrumpfend’ mit neun
Stadten am starksten besetzt ist.

Die Verteilung der Angebotsmieten in den 45 Stadten zeigt, dass in beinahe einem Drittel der
Stadte die durchschnittliche Angebotsmiete Uber 7 Euro liegt, knapp zwei Drittel der Stadte
weisen Werte zwischen 5 und 7 Euro auf (Abbildung 13).

Abbildung 13: Verteilung der Angebotsmieten  Abbildung 14: LBS-Index ,Bezahlbarkeit von
Wohneigentum’

Uber 130 %

mehr als 8 unter 5 Euro
Euro

unter 70 %
101 bis 130 %,

7 bis > 8 Euro
17 5 bis > 6 Euro

6 bis > 7 Euro 70 bis 100 %
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Der von der LBS veroffentlichte Index zur Bezahlbarkeit von gebrauchten Wohnimmobilien™,
der auf der Ebene von Kreisen und kreisfreien Stadten berechnet wurde, ergibt folgendes Bild
in Bezug auf die 45 Stadte. In gut einem Drittel der Stadte liegt der Index bei iber 100 Prozent
des mittleren verfligbaren Haushaltseinkommens der jeweiligen Region, das heiRt, es wird
mehr als das regionale Durchschnittseinkommen zur Finanzierung eines gebrauchten
Eigenheims benétigt. Ebenfalls in gut einem Drittel der Stadte liegt der Index bei unter 70
Prozent des mittleren Haushaltseinkommens, die lbrigen knapp 30 Prozent der Stadte weisen
Werte zwischen 70 und 100 Prozent auf.

Zwischen der Angebotsmiete und dem LBS-Index besteht ein eindeutiger Zusammenhang, d.h.
in Stadten mit niedrigen Angebotsmieten ist ein geringerer Prozentsatz des regionalen
Durchschnittseinkommens zur Finanzierung einer gebrauchten Wohnimmobilie nétig als in
Stadten mit einer hohen durchschnittlichen Angebotsmiete. Die Kommunen mit den héchsten
Angebotsmieten sind gleichzeitig die mit den hochsten Prozentwerten beim Index
,Bezahlbarkeit von Wohneigentum’.

Férderprogramme in Vorbereitung

Insgesamt acht Stadte haben angegeben, kommunale Programme zur Wohnraumférderung in
Vorbereitung zu haben, und in finf dieser acht Fille wurde ein Titel fiir das Programm
angegeben. Die zehn inhaltlichen Fragen zu diesen Programmen wurden lediglich in vier Fallen
und auch nur unvollstdandig bearbeitet, so dass von einer Auswertung dieses Fragebogenteils
vollstandig abgesehen wird.

2.5 Landschaft der kommunalen Foérderprogramme

Der inhaltliche Schwerpunkt der betrachteten kommunalen Programme liegt im Bereich der
Eigentumsférderung — 40 Programme zielen darauf ab, wohingegen nur 13 den Bau von
Mietwohnungen im Fokus haben. Innerhalb der 40 Programme zur Eigentumsférderung
kommt dem Neubau mit 31 Programmen die Hauptrolle zu, wobei in der Regel
Einfamilienhduser geférdert werden. Vier Kommunen unterstiitzen die Eigentumsbildung im
Bestand und weitere flinf Neubau und Bestand gleichermalien. Fiir das Ziel, die Realisierung
von Wohneigentum — vor allem von Schwellenhaushalten mit Kindern — zu unterstitzen,
spielen stadtische Grundstiicke eine bedeutende Rolle. 17 der 31 Neubau-Programme haben
diesen rdumlichen Bezug. In mehr als der Hélfte der Fille (11) werden Abschldge auf den
Baulandpreis — gekoppelt an bestimmte Voraussetzungen— offeriert (vgl. Abbildung 17). Das ist
insofern wichtig, als es keinen direkten Ansatz im Kommunalhaushalt fiir diese Programme
gibt. Bei der Gewdhrung von Zuschissen, die im Rahmen von 16 Programmen gewahrt
werden, tauchen die Programme dagegen im Haushaltsplan auf. Insgesamt bieten nur finf der
Programme Darlehen an — vermutlich gibt es hierfiir keinen kommunalen Handlungsbedarf,
weil die Kreditanstalt fir Wiederaufbau sowie die Landeswohnraumférderprogramme dieses
Feld abdecken.

° Quelle: https://www.lbs.de/presse/p/infodienst_wohnungsmarkt/details_420496.jsp
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Forderprogramme der Kommunen™!

Die Titel der Forderprogramme spiegeln sehr deutlich das wohnungspolitische Ziel der
Kommunen wider, Familienhaushalte im Stadtgebiet zu halten, dem in Frage Al (Abbildung 4)
im allgemeinen Fragebogenteil die hochste Bedeutung beigemessen wurde. In mehr als einem
Drittel der Titel wird auf Familien oder Kinder Bezug genommen und es finden sich Begriffe wie
,Familienforderung’, ,Familienheime’ oder auch ,Kinderbonus’. Die anderen
wohnungspolitischen Ziele, denen in den Kommunen eine hohe Bedeutung zukommt, finden
sich in Programmen, die einen rdumlichen Bezug zur Innenstadt oder dem Ortskern haben
ebenso wieder, wie in Programmen zur Forderung von Seniorengerechtigkeit und
Barrierefreiheit — allerdings nicht in der quantitativen Deutlichkeit wie bei den
familienbezogenen Titeln.

Laufzeit der Férderprogramme™

Fir die Mehrzahl der 64 Forderprogramme, die die beteiligten Stadte inhaltlich ausgefiihrt
haben, wurde die Frage nach einer konkreten Laufzeit verneint. Vielfach handelt es sich dabei
um Daueraufgaben wie beispielsweise die soziale Wohnraumforderung oder andere
kontinuierliche Programme, die regelmafig in die Haushaltsplanung eingestellt werden. Fir
einige dieser Dauerprogramme wurde gleichwohl ein Laufzeitbeginn angegeben, so dass sich
Laufzeiten von bis zu 60 Jahren ergeben.

Die Zahl der Programme, fir die die Frage nach einer konkreten Laufzeitbefristung positiv
beantwortet wurde, belduft sich auf 14, wobei lediglich fiir elf dieser Programme zeitliche
Angaben gemacht wurden. Diese bewegen sich zwischen einem und acht Jahren, in mehr als
der Halfte der Falle wurden fiunf Jahre angegeben. Die inhaltliche Beschreibung der
Programme und die Ubereinstimmung mit dem Zeitrahmen der mittelfristigen Finanzplanung
lassen in einigen Fallen vermuten, dass es sich um kontinuierliche Forderangebote handelt, fir
die der Zeitrahmen der aktuellen Férderperiode angegeben wurde.

Férdersummen®?

Die Hohe der Fordersumme™, die tiber die gesamte Laufzeit des Programms vorgesehen ist,
wurde fur 18 der 64 Forderprogramme angegeben. Der niedrigste Wert betragt 15.000 Euro
und der hochste 2,6 Mrd. Euro. Da es sich dabei teilweise um kontinuierliche
Forderprogramme mit sehr langen Laufzeiten handelt, wurde ergénzend die Férdersumme pro
Jahr berechnet und diese zusatzlich ins Verhaltnis zur StadtgroRe gesetzt.

Angaben zu Fordersumme und Laufzeit des Programms wurden in insgesamt elf Fillen
gemacht. Die daraus berechneten Fordermittelsummen pro Jahr bewegen sich zwischen
62.500 Euro und 41,3 Mio. Euro. Im Verhaltnis zur StadtgroRe ergeben sich pro 10.000
Einwohner jahrliche Fordersummen zwischen 12.500 und 691.000 Euro. Insgesamt ergibt sich

" siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP1.

2 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP2.

B Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP3.

' Die Antworten der beteiligten Stadtstaaten wurden bei der Auswertung der Fragen FP 3 und FP 4 nicht
bertcksichtigt, da diese als direkte Empfanger der Bundeszuweisungen tber eine deutlich hohere finanzielle
Ausstattung verfiigen und dementsprechend mehr Wohneinheiten fordern konnen.
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fir drei der elf Forderprogramme an dieser Stelle ein sechsstelliger Wert, dabei handelt es sich
in allen drei Fallen um Programme von Stadten mit mehr als 500.000 Einwohnern, die den Bau
von gilinstigen Mietwohnungen fir einkommensschwache Haushalte fordern.

Angestrebte Zahl geforderter Wohnungen™

Die Frage, ob es eine Zielzahl fiir die mit dem Programm zu férdernden Wohnungen gibt,
wurde in 16 Fallen bejaht. Fir elf dieser Programme wurden die angestrebten
Wohnungszahlen benannt, diese liegen zwischen 25 und 47.000. Da die grofRe Spannbreite
dieser Angaben auch auf die unterschiedlichen Laufzeiten der Foérderprogramme
zuriickzuflihren ist, wurde aus diesen Angaben eine jahrliche Zielzahl berechnet. Angaben zu
angestrebter Wohnungszahl und Laufzeit lagen fir neun Programme vor, die ermittelten
jahrlichen Zielzahlen liegen zwischen 4 und 1.500 Wohnungen.

Abbildung 15: Angestrebte Zahl geférderter Wohnungen
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Die Angaben zu Programmlaufzeiten und FOrdersummen sowie zur angestrebten Zahl
geforderter Wohnungen konnen aufgrund der geringen Fallzahlen und auch der beschriebenen
Unsicherheiten in Bezug auf die benannten Laufzeiten nicht weitergehend ausgewertet oder in
Bezug zu den folgenden Fragen gestellt werden.

 siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP1.
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2.6  Zielgruppen, Fordervoraussetzungen und Forderschwerpunkte
Zielgruppen™®

Die Frage nach einer Beschrankung der Forderung auf bestimmte Zielgruppen wurde in Bezug
auf 41 Programme positiv beantwortet und fiir 21 Programme verneint. In zwei Fallen wurden
diesbezliglich keine Angaben gemacht. Eine weitergehende Erlduterung der adressierten
Zielgruppen ist fur 40 Forderprogramme erfolgt.

Mit Blick auf die Titel der Forderprogramme nicht weiter (iberraschend sind Familien und
Lebensgemeinschaften mit Kindern die am haufigsten genannten Zielgruppen. Diese werden in
85% der Fille angegeben, gefolgt von Alleinerziehenden (57,5% der Falle). An dritter Stelle
findet sich mit einkommensschwachen Haushalten eine Zielgruppe deren Beriicksichtigung bei
den wohnungspolitischen Zielen der Kommunen (Frage Al) ebenfalls eine hohe Bedeutung
beigemessen wird. Das Gleiche gilt flr die Zielgruppen ,Menschen mit Behinderungen” sowie
»Menschen im Alter”, die in einem Viertel bzw. einem Fiinftel der Falle als Zielgruppen
benannt werden.

Abbildung 16: Gruppen und Personen, die mit der Férderung erreicht werden sollen

85% Familien/ Lebensgemeinschaften mit Kindern
57,5% Alleinerziehende
45% ib:8 Einkommensschwache Haushalte
459’ Haushalte mit mittlerem Einkommen
21 N:ner::ngen a1 NerJ\:ungen 25% Menschen mit Behinderungen

34% 66%

zo%n Menschen im Alter
Zo%m Ortsanséssige

15% n Haushalte mit Migrationshintergrund
15%“ Gemeinschaftliche Wohngruppen

n=40 10%“ Auszubildende und Studierende

Fordervoraussetzungen®

Als mogliche Antworten auf die Frage nach den Fordervoraussetzungen, die mit dem
Programm verbunden sind, wurden das Einhalten einer Altersgrenze, das Unterschreiten einer
definierten Einkommensgrenze, der Nachweis eines besonderen Bedarfs sowie das
Vorhandensein von Kindern vorgegeben. Zu jeder Antwortkategorie konnten zusatzliche
Informationen ergdnzt werden, dariber hinaus bestand die Moglichkeit, andere

16 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP8.
7 siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP7.
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Fordervoraussetzungen zu benennen. Die Frage wurde in Bezug auf 59 der betrachteten
Forderprogramme beantwortet.

Abbildung 17: Definition von Férdervoraussetzungen
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Einhalten einer definierten Einkommensgrenze 36 Nennungen 61%

Vorhandensein von Kindern 3 56%

|
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1 ]
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In Bezug auf 36 Forderprogramme wurde das Einhalten einer definierten Einkommensgrenze
als Férdervoraussetzung benannt. In etwa der Halfte dieser Falle wird dabei auf die im Bundes-
oder Landesgesetz zur Wohnraumforderung geregelten Einkommensgrenzen abgestellt bzw.
zusatzlich eine bestimmte prozentuale Uberschreitung der dort angesetzten Werte erméglicht.
Fiir ein Viertel der Programme wurden kommunal geregelte Einkommensgrenzen ausgefiihrt,
die in der Regel in Abhéngigkeit von der HaushaltsgroRe gestaffelt sind.

Fiir mehr als die Halfte der betrachteten Programme wurde das Vorhandensein von Kindern
als Fordervoraussetzung benannt. In der Regel genligt dabei ein minderjahriges Kind
(unterhalb einer bestimmten Altersgrenze — 16 oder 18 Jahre), um die Voraussetzung zu
erfullen, in Ausnahmefillen wurde eine Mindestzahl von zwei Kindern genannt. Die Hohe der
Forderung richtet sich vielfach nach der Anzahl der Kinder, bzw. ist nach der Kinderzahl
gestaffelt.

Zu den besonderen Bedarfen bzw. der Zielgruppenzugehorigkeit, die zur Erflllung der
Fordervoraussetzungen bei acht Programmen nachzuweisen sind, zdhlen beispielsweise
Behinderungen und Mobilitatseinschrankungen oder die Immatrikulation an der ortlichen
Hochschule bei der Férderung studentischen Wohnens.

Das Einhalten einer Altersgrenze wird ebenfalls fiir acht Programme als Fordervoraussetzung
angegeben. Die Erlauterungen machen deutlich, dass es sich dabei zum einen um ein
bestimmtes Mindestalter fiir die Férderung von Seniorenwohnungen handelt (in der Regel 60
Jahre) sowie zum anderen um ein Hochstalter fir die Férderung der Wohneigentumsbildung
von jungen Familien bzw. kinderlosen Paaren (40 bis 45 Jahre).

Die Kategorie ,Sonstiges” wurde in Bezug auf 22 Forderprogramme zur Erganzung genutzt. Als
weitere Voraussetzungen wurden unter anderem angegeben, dass der Antragsteller bisher
nicht Gber Wohneigentum bzw. Grundbesitz verfiigt oder dass sein Hauptwohnsitz bzw. der
Arbeitsplatz in der entsprechenden Kommune liegt. Mehrere Nennungen bezogen sich auf die
Rentabilitdt der Baukosten: die Fordervoraussetzung wird in diesen Fallen erfiillt, wenn ohne
die Forderung keine Wirtschaftlichkeit gegeben ist. In Bezug auf Bestandsgebdude werden
Bedingungen wie ein Mindestalter des Gebdudes oder Gebaudeleerstand in zentraler Lage
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formuliert. Die Vergabe von Erbbaurechten sowie die Gewahrung eines Nachlasses auf den
Grundstickskaufpreis koénnen selbstverstandlich nur dann als Forderinstrument genutzt
werden, wenn die Kommune Uber eigene Grundstiicke verfligt.

Weitere Aspekte, die als Férdervoraussetzungen benannt wurden, wiesen Uberschneidungen
mit spateren Fragen auf, bzw. wurden von anderen Stadten der Kategorie ,Sonstiges” bei einer
anderen Frage zugeordnet. Dazu zdhlen Nennungen, die sich auf mit der Férderung verknipfte
Bindungen beziehen, wie zum Beispiel die Selbstnutzung des geférderten Wohnraums fir
einen bestimmten Zeitraum, oder raumliche Kriterien wie die Lage des zu fordernden Objekts.
Diese Aspekte wurden jeweils den entsprechenden Fragen zugeordnet.

Wohnraumférderung im Neubaubereich™

In Bezug auf 56 Forderprogramme wurden Angaben dazu gemacht, welche Formen der
Wohnraumférderung im Neubaubereich zum Einsatz kommen, bzw. in sieben Fallen
angegeben, dass keine Forderung im Neubaubereich erfolgt. Da die Moglichkeit bestand,
mehrere Forderinstrumente fir ein Programm anzugeben, liegt die Gesamtzahl der
Nennungen in der folgenden Grafik Gber der Zahl von 56 Férderprogrammen.

Abbildung 18: Instrumente der Wohnraumférderung im Neubaubereich
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Fir jeweils gut 40% der Forderprogramme wurde angegeben, dass die Foérderung im
Neubaubereich lber die Gewadhrung von Zuschiissen zu Investitionen, Aufwendungen und
Zinsen erfolgt sowie (iber die Bereitstellung von verbilligtem Bauland. Die Gewahrung
zinsverbilligter Darlehen wird in einem Viertel der Falle benannt. Unter den sonstigen
Nennungen finden sich unter anderem die zeitlich befristete Ubernahme von
Kinderbetreuungskosten sowie eine Stundung des Grundstlickskaufpreises.

8 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP5.
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Wohnraumférderung im Gebiudebestand ™

Die Frage nach Forderinstrumenten, die in Bezug auf den Gebdudebestand zum Einsatz
kommen, wurde fiir 62 Foérderprogramme beantwortet; in 28 Fallen wurde allerdings
angegeben, dass keine Forderung im Gebaudebestand erfolgt.

Abbildung 19: Instrumente der Wohnraumférderung im Gebdudebestand

Zahl der Nennungen (Programme)
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Fiir 20 der verbleibenden 34 Forderprogramme wurde angegeben, dass Zuschiisse zu
Investitionen, Aufwendungen und Zinsen gewahrt werden, bei knapp einem Drittel der
Programme werden zinsverbilligte Darlehen angeboten. Als weitere Antwortmoglichkeit
wurde die Ubernahme von Biirgschaften zur Auswahl gestellt, dieses Instrument der
Wohnraumférderung scheint jedoch bei keinem der betrachteten Programme eine Rolle zu
spielen — diese Antwortmoglichkeit wurde kein einziges Mal gewahlt. Unter den sonstigen
Nennungen finden sich erneut die befristete Ubernahme von Kinderbetreuungskosten sowie
Preisnachldsse auf den Grundstiickskostenanteil beim Erwerb einer Bestandsimmobilie.

Querauswertung: Zielgruppen, Férdervoraussetzungen und Forderschwerpunkte

Die Wohnraumforderung fir Familien, Lebensgemeinschaften mit Kindern und
Alleinerziehende sowie die Forderung einkommensschwacher Haushalte stehen bei den
betrachteten kommunalen Programmen im Mittelpunkt. Dies machen sowohl die Betrachtung
der adressierten Zielgruppen deutlich als auch die mit dem Programm verbundenen
Fordervoraussetzungen: An erster Stelle steht das Einhalten einer definierten
Einkommensgrenze, an Zweiter das Vorhandensein von Kindern. Die Kreuztabulierung dieser
beiden Fragen ergibt entsprechende Uberschneidungsbereiche zwischen den
Antwortkategorien. Fir alle Programme, die das Vorhandensein von Kindern zur
Voraussetzung machen, werden Familien und Lebensgemeinschaften mit Kindern als
Zielgruppe angeben, fiir jeweils Uber 80% der Programme, die einkommensschwache
Haushalte bzw. Haushalte mit mittlerem Einkommen adressieren, wird das Einhalten einer
definierten Einkommensgrenze als Férdervoraussetzung benannt.

Insgesamt wird fiir Gber 60% der Programme angegeben, dass eine Einkommensgrenze
einzuhalten ist. Diese Grenzen werden oftmals analog zu den Bestimmungen der sozialen

Y Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP6.
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Wohnraumfdérderung in den jeweiligen Landeswohnraumforderungsgesetzen festgelegt oder
beziehen sich auf das Bundes-Wohnraumforderungsgesetz. Darliber hinaus werden zum Teil
erhebliche Aufschlage auf die Einkommensgrenzen der Landes- oder Bundesregelungen
gewahrt, diese reichen bis zu 80 Prozent. Einige Kommunen haben ohne Bezug auf Landes-
und Bundesregelungen konkrete Einkommensgrenzen festgelegt und diese zum Teil in Bezug
zur HaushaltsgroRe gesetzt. Diese Grenzen liegen bei bis zu 100.000 Euro — ein Hinweis darauf,
dass nicht nur Geringverdiener, sondern auch Haushalte mit mittleren Einkommen zur
Zielgruppe dieser Forderprogramme zahlen.

Auch die Kreuztabulierung zwischen den Zielgruppen der Férderung und den zum Einsatz
kommenden Instrumenten der Wohnraumforderung macht die Hauptzielgruppe der
betrachteten kommunalen Programme deutlich. Fast alle Programme, die im Neubaubereich
die Bereitstellung von verbilligtem Bauland anbieten, richten sich an Familien und
Lebensgemeinschaften mit Kindern, ebenso knapp 90% der Programme, die Zuschiisse zu
Investitionen, Aufwendungen oder Zinsen gewahren. Auch bei den Programmen, die im
Gebaudebestand durch die Gewahrung von Zuschiissen oder Darlehen fordern fallt auf, dass
Familien und Lebensgemeinschaften mit Kindern jeweils am haufigsten als Zielgruppen
genannt werden. Bei den Programmen, die einkommensschwache Haushalte sowie Familien
und Alleinerziehende als Zielgruppen benennen, wird im Hinblick auf die Férderinstrumente
die Gewahrung von Zuschiissen haufiger genannt als das Angebot zinsverbilligter Darlehen.

Die Differenzierung der zum Einsatz kommenden Forderinstrumente nach der GrofRe der
befragten Kommunen macht interessante Unterschiede deutlich. Wahrend in der kleinsten
GemeindegroRenklasse (20.000 bis 50.000 Einwohner) flir mehr als die Halfte der Programme
die Bereitstellung von verbilligtem Bauland als haufigstes Instrument im Neubaubereich
genannt wird, ist es in der GroRenklasse ab 500.000 Einwohnern die Gewdhrung
zinsverbilligter Darlehen, die am haufigsten genannt wird und in knapp der Halfte der
Programme angeboten wird. An der zweiten Stelle folgt auch hier die Bereitstellung von
verbilligtem Bauland (ein Drittel der Programme), wahrend in der kleinsten
GemeindegroRenklasse die Gewahrung von Zuschiissen am zweithdufigsten genannt wird
(ebenfalls etwa ein Drittel der Programme). In der Gruppe der Stadte zwischen 50.000 und
500.000 Einwohnern (die flr diese Auswertung zusammengefasst wurden), liberwiegt deutlich
die Gewahrung von Zuschiissen als Forderinstrument im Neubaubereich.
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2.7 Fordergegenstand
Geférderte Wohnungsmarktsegmente®

Die Frage nach den geforderten Wohnungsmarktsegmenten wurde fir 62 Programme
beantwortet, auch in diesen Antworten schlagen sich die wohnungspolitischen Ziele der
Kommunen nieder. Mit weitem Abstand am héaufigsten wird im Rahmen der betrachteten
kommunalen Foérderprogramme der Erwerb von Wohneigentum gefordert. Die Kommunen
gaben dies fiir 49 Programme an. 36 davon zielen ausschlieflich auf den Eigentumserwerb ab,
wahrend die (brigen auch die Foérderung von Miet- oder Genossenschaftswohnungen
umfassen. Mietwohnungen werden insgesamt im Rahmen von 23 Programmen gefordert,
lediglich acht Programme sind ausschlieflich diesem Segment vorbehalten. Das
genossenschaftliche Wohnen wird von 15 Programmen adressiert, allerdings gibt es darunter
nur ein Forderprogramm, das sich ausschlieBlich an Genossenschaften richtet.

Abbildung 20: Wohnungsmarktsegmente, auf die die Férderprogramme abzielen

79%
Eigentum

davon ausschliefilich Eigentum

Miete
davon ausschliefilich Miete

Genossenschaften
davon ausschlieflich
Genossenschaft n=62

Geférderte Wohnungstypen™

Die Frage nach den Wohnungstypen, die geférdert werden, wurde fiir 55 Forderprogramme
beantwortet. Dabei wurden zwei verschiedene Klassifikationen abgefragt — einerseits der
Gebdudetyp und andererseits die GroRe der Wohnungen. Die Antworthadufigkeiten zeigen,
dass letztere Einordnung in den Férderprogrammen eine weniger wichtige Rolle spielt (vgl.
Abbildung 21).

In Bezug auf den Gebaudetyp verteilen sich die geférderten Wohnungen nahezu gleich auf
Einfamilien- und Mehrfamilienhduser. Das ist insofern kein Widerspruch zu den geférderten
Wohnungsmarktsegmenten, als dass die Férderung von Eigentum in vielen Stadten auch
Eigentumswohnungen einbezieht. Der Mietwohnungsbau findet in der Regel im Rahmen von
Mehrfamilienhdusern statt. Wohnheime fiir Studenten werden von vier prosperierenden
GroRstadten gefordert, fir andere Kommunen ist das Thema kaum von Belang.

2 siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP13.
! Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP14.
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Im Vergleich der kleinsten und der groRten GemeindegroRenklasse fallt auf, dass in kleineren
Stadten, die Programme Uberwiegen, die Wohnungen in Einfamilienhdusern fordern, wéahrend
in Stadten mit mehr als 500.000 Einwohnern deutlich die Programme im Vordergrund stehen,
die Wohnungen in Mehrfamilienhdusern férdern.

Abbildung 21: Gebdudetyp und GréfSe der geférderten Wohnungen

Wohnungen in Mehrfamilienhdusern Bef:s 69,1%

Wohnungen in Einfamilienhausern

Wohnheime 7,3%

1]

GrolRe Wohnungen (> 90 gm) Bk 32,7%

Kleine Wohnungen (< 60 gm) =55

|

Insgesamt gibt es 18 Nennungen, dass Wohnungen mit tGber 90 Quadratmetern geférdert
werden und dreizehn Nennungen fir kleine Wohnungen mit unter 60 Quadratmetern.

Ergidnzende Forderaspekte®

Zur  weitergehenden  Erldauterung der  Forderprogramme  wurden  zusatzliche
Fordergegenstande abgefragt, die in den vorangegangenen Fragen noch nicht erwahnt
wurden. Zu 29 der betrachteten Forderprogramme wurden diesbeziiglich Angaben gemacht.

Zu den ressourcenschonenden Bauweisen, die in Bezug auf 19 Férderprogramme angegeben
wurden, gibt es in wenigen Fallen erganzende Angaben, die erlautern, dass es sich um die
Forderung von Passivhdusern oder MaBRnahmen, die {ber den Standard der
Energieeinsparverordnung hinausgehen, handelt. Besondere bauliche Manahmen, mit denen
den Belangen behinderter oder alterer Menschen Rechnung getragen wird, wurden fir zwolf
Programme angegeben. Diese Forderprogramme sind Uberwiegend auf Wohnungen in
Mehrfamilienhdusern ausgerichtet, die Segmente Eigentum und Miete werden dabei zu
gleichen Teilen genannt. In den Titeln dieser zwolf Programme spiegeln sich die mit hoher
Bedeutung versehenen wohnungspolitischen Ziele der Kommunen, generationengerechte und
barrierearme Wohnungsangebote zu schaffen, ebenso wider wie die Zielgruppen , Menschen
mit Behinderungen“ und ,Menschen im Alter”, die bei Frage nach den Zielgruppen
vergleichsweise hdaufig genannt wurden. Fir finf Programme wurde die Foérderung von
Malnahmen angegeben, die in Form der baulichen Selbsthilfe umgesetzt werden
(,Organisierte Gruppenselbsthilfe“ analog zu § 12 WoFG). Mit dem Ersatz fehlenden
Eigenkapitals durch Eigenleistungen kann damit die Wohneigentumsbildung von
einkommensschwachen Haushalten geférdert werden.

22 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP15.
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Abbildung 22: Zusdtzliche Férderaspekte
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Querauswertung: Fordergegenstand

Den Schwerpunkt der betrachteten Programme bildet die Férderung von Wohneigentum,:
knapp 80% der Programme fordern die Bildung von Eigentum, insgesamt 58% fordern sogar
ausschlieBlich die Eigentumsbildung. Wohnraumférderung im Mietwohnungssegment wird
dagegen lediglich von gut einem Drittel der Programme angeboten. In Bezug auf die
geforderten Wohnungstypen zeigt sich dagegen ein ausgeglichenes Bild: die Forderung wird
etwa zu gleichen Teilen fir Wohnungen in Mehrfamilienhdusern und Einfamilienhausern
angeboten, bei den geforderten WohnungsgrofRen Giberwiegen die grolen Wohnungen etwas.
Dies kann als ein weiterer Hinweis darauf gesehen werden, dass die Zielgruppe der Familien im
Fokus der kommunalen Wohnraumférderung steht. Die Kreuztabulierung der geférderten
Wohnungsmarktsegmente und Wohnungstypen zeigt zwei Schwerpunkte: 88% der
Programme, die (auch) im Eigentumssegment fordern, adressieren Wohnungen in
Einfamilienhdusern, etwas geringer ist mit 64% der Anteil der Programme, die Wohnungen in
Mehrfamilienhdusern im Eigentumssegment fordern. Diese Differenz pragt sich noch
deutlicher aus, wenn nur die Programme betrachtet werden, die ausschlieBlich im
Eigentumssektor fordern: 97%  dieser Programme adressieren Wohnungen in
Einfamilienhdusern, lediglich 55% Wohnungen in Mehrfamilienhdausern. Den zweiten
Schwerpunkt bilden die Programme, die ausschlielich im Mietwohnungssegment fordern: in
diesem Zusammenhang gibt es kein einziges Programm, das Wohnungen in Einfamilienhausern
fordert.

Die Verteilung der geforderten Wohnungsmarktsegmente stellt sich nach Zielgruppen
differenziert unterschiedlich dar. Besonders deutlich fallt auf, dass in Bezug auf die Zielgruppen
»,Familien und Lebensgemeinschaften mit Kindern” sowie ,Alleinerziehende” zu jeweils etwa
80% Programme angegeben werden, die die Wohneigentumsbildung fordern, wohingegen die
Forderung von Mietwohnungen bezogen auf diese Zielgruppen nur bei 25 bis 30% der
Programme genannt wird. Anders stellt es sich bei den Zielgruppen ,,Menschen im Alter” und
»Menschen mit Behinderungen” dar: die Zahl der Programme, die im Mietwohnungssegment
fordern, tiberwiegt leicht die Zahl der Programme, die die Wohneigentumsbildung férdern. In
Bezug auf die geférderten Wohnungstypen zeigt sich bei den Zielgruppen ,Familien und
Lebensgemeinschaften mit Kindern” sowie ,Alleinerziehende” kein Unterschied: in Bezug auf
diese beiden Zielgruppen wird zu gleichen Teilen die Forderung von Wohnungen in
Einfamilien- und Mehrfamilienhdusern angeboten. Anders stellt es sich bei den Zielgruppen



»Menschen im Alter” und ,Menschen mit Behinderungen” dar: Programme, die diese beiden
Zielgruppen adressieren, fordern tiberwiegend Wohnungen in Mehrfamilienhdusern.

Die Instrumente der Wohnraumférderung, die bei den Programmen zum Einsatz kommen
unterscheiden sich in Abhangigkeit vom geforderten Wohnungsmarktsegment. Bei den
Programmen, die die Eigentumsbildung fordern, werden insbesondere die Gewahrung von
Zuschissen und die Bereitstellung von verbilligtem Bauland als Forderinstrumente genutzt
(jeweils fir etwa 40% der Programme genannt). Dagegen steht bei den Programmen, die im
Mietwohnungssegment fordern, die Gewadhrung von zinsverbilligten Darlehen im Vordergrund
(etwas die Halfte der Programme), gefolgt von der Gewahrung von Zuschiissen (etwa ein
Drittel der Programme). In Bezug auf die geforderten Wohnungstypen zeigen sich dhnliche
Unterschiede: bei den Programmen, die Wohnungen in Einfamilienhdusern férdern, stehen die
Bereitstellung von verbilligtem Bauland und die Gewahrung von Zuschiissen im Vordergrund
(jeweils flr etwa 40% der Programme benannt), bei den Programmen, die Wohnungen im
Mehrfamilienhdusern fordern, sind es die Gewdhrung von Zuschiissen und die Gewahrung von
zinsverbilligten Darlehen (jeweils fiir etwa 35% der Programme benannt).

2.8 Forderbedingungen
Kopplung an andere Férderprogramme?®

Zur Frage, ob das kommunale Forderprogramm an ein Programm auf Landes- oder
Bundesebene bzw. auf der EU-Ebene gekoppelt ist, wurden fiir 63 Forderprogramme Angaben
gemacht, in 15 Fallen wurde die Frage bejaht. Dabei handelt es sich in drei Fillen um eine
Kopplung an ein Bundesprogramm (Stadtebauférderung) und in 12 Fallen um die Verknipfung
mit einem Landesférderprogramm. Dabei handelt es sich in der Regel um die
Landeswohnraumfoérderprogramme, deren Rahmenbedingungen und Grundsdtze in den
Landesgesetzen zur Wohnraumférderung geregelt sind. In den Fallen, in denen das
Bundesland kein solches Gesetz erlassen hat (vgl. Fehler! Verweisquelle konnte nicht
gefunden werden.), wurde ggf. auf das Wohnraumférdergesetz des Bundes verwiesen.

Kopplung der Férderung an Bindungen®

Zu insgesamt 59 Forderprogrammen wurden Angaben dazu gemacht, ob mit der Férderung
bestimmte Bindungen verkniipft sind. In 50 Fallen wurde die Frage positiv beantwortet und in
neun Fallen verneint. Angaben zur Art der Bindung, die an die Forderung gekoppelt ist, wurden
in Bezug auf 49 Forderprogramme gemacht.

2 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP9.
* Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP11.
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Abbildung 23: Kopplung der Férderung an Bindungen
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Die am haufigsten genannte Bindung, die Verpflichtung zur Selbstnutzung von geférdertem
Wohnraum im Rahmen der Eigentumsbildung, war im Fragenbogen nicht als eigene
Antwortkategorie vorgesehen. Vielmehr wurden die Angaben zur Selbstnutzungsverpflichtung,
die im Zusammenhang mit Programmen zur Eigentumsférderung gemacht wurden, aus den
Kategorien ,Belegungsbindung” und ,Sonstige” ausgegliedert und in dieser eigenen Gruppe
zusammengefasst. In mehreren Fallen wurden zusatzlich Angaben zur zeitlichen Befristung der
Eigennutzungsverpflichtung gemacht, diese betragt vielfach zehn Jahre und in einigen Fallen
fanf Jahre.

Die inhaltlichen Erlduterungen zur Kategorie ,Mietpreisbindung” beziehen sich zum einen auf
die mit dem Programm verbundenen Mietpreisobergrenzen, wobei zum Teil auf
Landesforderprogramme Bezug genommen wird, sowie auf die zeitliche Befristung der
Bindungen.

Kommunale Belegungsrechte im Zusammenhang mit geférderten Mietwohnungen werden
ebenfalls haufig zeitlich befristet, die Angaben hierzu liegen zwischen zehn und zwanzig
Jahren. Weitere Erlduterungen zur Kategorie ,Belegungsbindung” nehmen Bezug auf
Wohnberechtigungsscheine.

Zu den in der Kategorie ,Sonstige” erfassten Nennungen zahlt unter anderem die
Verpflichtung, den geforderten Wohnraum innerhalb eines bestimmten Zeitraums
fertigzustellen.

Begrenzung der Férdersumme?”

Fiir 48 Forderprogramme wurde die Frage, ob es eine Begrenzung der maximalen
Fordersumme pro Vorhaben gibt, positiv beantwortet, in zwolf Fallen wurde sie verneint. Zu
den Ubrigen vier Programmen wurde diesbeziglich keine Aussage getroffen.

Zur Erlauterung wurde im Folgenden gefragt, an welchen Kriterien sich die Begrenzung der
Fordersumme orientiert. Als Antwortmoglichkeiten wurden zur Auswahl gestellt: eine
Begrenzung je antragstellendem Haushalt bzw. je antragstellendem Bautrdger, eine

 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP10.

37



Begrenzung je Wohnung, je Quadratmeter Wohnfliche oder je Quadratmeter
Bruttogeschossflache. Aus den Angaben unter der Rubrik ,Sonstige”, wurde im Nachgang eine
zusatzliche Gruppe gebildet, die die Nennungen zusammenfasst, die sich auf eine Begrenzung
in Abhangigkeit von den Grundstiicks- und Baukosten beziehen.

Fiir etwa die Halfte der Forderprogramme wurde angegeben, dass es eine Begrenzung je
antragstellendem Haushalt gibt, und in neun dieser Falle zusatzlich erlautert, dass diese sich an
der Anzahl der Kinder im Haushalt orientiert.

Abbildung 24: Begrenzung der maximalen Férdersumme
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Kopplung der Férderung an raumliche Kriterien®®

Fiir 18 Forderprogramme wurde angegeben, dass diese an raumliche Kriterien gebunden sind
und fur 43 Programme wurde dies verneint. In drei Fallen wurde keine Aussage getroffen. Ein
konkreter Raumbezug spielt damit keine herausragende Rolle in der Konzeption und
Ausrichtung der betrachteten kommunalen Férderprogramme. Die Kommunen verfolgen mit
ihren Wohnraumforderungsprogrammen vorrangig Versorgungsziele, im Fokus steht die
Forderung von Wohnraum fiir definierte Zielgruppen. Raumliche Ziele, wie die Aufwertung
oder Stabilisierung eines bestimmten Stadtgebiets spielen dagegen eine nachgeordnete Rolle —
damit unterscheiden sie sich deutlich von den Stadtebauférderprogrammen des Bundes, die
an die Ausweisung von raumlichen Forderkulissen gebunden sind.

Zu 15 Forderprogrammen, die an rdaumliche Kriterien gebunden sind, wurden inhaltliche
Ausfiihrungen gemacht (Fehler! Ungiiltiger Eigenverweis auf Textmarke.). Die Innenstadt oder
die Zentrenbereiche von Ortsteilen wurden dabei von drei Kommunen mit weniger als 50.000
Einwohnern genannt. In Bezug auf je sechs Forderprogramme wurde angegeben, dass
entweder stadtische Grundstiicke oder definierte Foérdergebiete den raumlichen
Bezugsrahmen des Forderprogramms bilden. Letztere orientieren sich mehrheitlich am
Zuschnitt eines Programmgebiets der Stadtebauforderung, die parallel zum Einsatz kommt.

% Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP12.
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Abbildung 25: Kopplung der Férderung an rédumliche Kriterien
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Raumliche Lage des geforderten Wohnraums®’

Die Frage nach der rdumlichen Lage des geférderten Wohnraums wurde fir 52
Forderprogramme beantwortet. Zur Beantwortung standen die Kategorien ,Innenstadt”,
»lnnenstadtrand” und ,Stadtrand” zur Auswabhl, die relativ gleichmaRig besetzt sind. Wenn
man die Antworten danach filtert, welche Programme ausschlieBlich in einer bestimmten
raumlichen Lage zum Einsatz kommen, verdndert sich dieses Bild (vgl. Abbildung 26). Fur
insgesamt zehn Forderprogramme wurde angegeben, dass der mit diesem Programm
geforderte Wohnraum ausschlief8lich in der Innenstadt liegt, dies entspricht einem Drittel der
Nennungen in dieser Kategorie. In Bezug auf die anderen beiden rdaumlichen Kategorien
nehmen die Programme, die ausschlieBlich in der jeweiligen Lage zum Einsatz gekommen sind,
einen deutlich geringeren Anteil an der Gesamtgruppe ein, auch die absolute Zahl der Falle ist
deutlich geringer.

Abbildung 26: Raumliche Lage des geforderten Wohnraums
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7 Siehe Fragenkatalog der Online-Befragung im Anhang, Frage FP16.
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Querauswertung: Forderbedingungen

An die Mehrheit der Forderprogramme ist eine Bindung gekoppelt. Am haufigsten wird die
Verpflichtung zur Selbstnutzung des geforderten Wohnraums genannt, die regelmaRig mit der
Wohneigentumsforderung verbunden wird: Alle Programme, flir die eine meist zeitlich
befristete Eigennutzungsverpflichtung angegeben wurde, férdern im Eigentumssegment.
Ebenfalls sehr haufig werden Mietpreisbindungen und Belegungsbindungen angegeben, die
vorrangig bei Forderprogrammen im Mietwohnungssegment genannt werden. Das Gleiche gilt
flir Sozialbindungen, die im Rahmen der Befragung jedoch insgesamt weniger haufig
angegeben wurden.

Bei der deutlichen Mehrzahl der Programme wird die maximale Fordersumme begrenzt. Die
Begrenzung erfolgt in etwa der Halfte der Fille je antragstellendem Haushalt und orientiert
sich haufig an der Zahl der Kinder im Haushalt — auch dies ein Hinweis auf die Hauptzielgruppe
der kommunalen Wohnraumfoérderung.

Die Kopplung an ein Bundes- oder Landesprogramm wurde dagegen nur fiir einen kleinen Teil
der betrachteten Forderprogramme angegeben, ebenso stellt die Kopplung an raumliche
Kriterien eher die Ausnahme dar. Die Angaben hierzu beziehen sich zum einen auf
Forderangebote fiir Neubauvorhaben im Eigentumssegment auf dafiir bestimmten
kommunalen Flachen sowie zum anderen auf definierte Fordergebiete, die haufig im
Zusammenhang mit Programmgebieten der Stadtebauférderung stehen.

Die Antworten auf die Fragen nach der rdumlichen Lage des geférderten Wohnraums zeigen
nahezu eine Gleichverteilung auf die Kategorien ,Innenstadt”, ,Innenstadtrand“ und
»Stadtrand”. Eine raumliche Steuerung durch die kommunale Forderung — wie beispielsweise
eine Konzentration auf die inneren Bereiche der Stadte — lasst sich nicht erkennen. Die
Kreuztabulierung der geférderten Wohnungstypen mit der Lage des geférderten Wohnraums
ergibt zum einen, dass in innerstadtischer Lage etwa gleichviele Programme kleine und groRe
Wohnungen fordern, wahrend am Innenstadtrand und Stadtrand mehr groBe als kleine
Wohnungen geférdert werden. Der Anteil der kleinen Wohnungen ist bei den Programmen,
die in der Innenstadt fordern, am hochsten und sinkt zum Stadtrand hin. In der Innenstadt
Uberwiegt die Zahl der Programme, die Wohnungen in Mehrfamilienhdusern fordern, am
Stadtrand ist die Zahl der Programmen, die Wohnungen in Ein- bzw. Mehrfamilienhdusern
fordern, ausgeglichen. Der Anteil von Programmen, die Wohnungen in Mehrfamilienhausern
fordern, steigt vom Stadtrand zur Innenstadt und umgekehrt steigt der Anteil von
Programmen, die Wohnungen in Einfamilienhdusern fordern, von der Innenstadt nach auRRen.
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3  Schlussfolgerungen

Die vorliegende Untersuchung zu kommunalen Programmen der Wohnraumférderung zeigt
zwei Dinge deutlich: Erstens spielen der Wohnungsmarkt und die Wohnungspolitik in den
meisten Kommunen eine herausragende Rolle und es sind dementsprechend viele
stadtentwicklungspolitische Ziele damit verknipft. Damit handelt es sich eindeutig nicht um
ein ,Exklusivanliegen” wachsender Stdadte in Agglomerationsrdumen. Zweitens ist die
Bandbreite des Verstandnisses von Wohnraumforderung sehr grof3: In den Kommunen
bestehen unterschiedliche Auffassungen dariiber, was zu den Kerninhalten des Aufgabenfeldes
zahlt und welche Ansdtze dem erweiterten Themenkreis zuzuordnen sind. Dementsprechend
unterschiedlich wurden die kommunalen Programme eingeordnet.

Es vergeht mittlerweile kaum eine Woche, ohne eine Nachricht zur Finanzknappheit von
Kommunen — ob es sich nun um zunehmend tiefere Schlaglécher oder um die Stilllegung
offentlicher Schwimmbader handelt. Angesichts dieser eklatanten Probleme stellt sich die
Frage, warum sich die Kommunen iberhaupt mit Wohnungsbauférderung beschaftigen, denn
diese geht Uber die Daseinsvorsorge — also die Pflichtaufgaben — hinaus. ,Der Begriff der
freiwilligen Aufgaben kann hier aber in die Irre flihren, denn viele dieser Kernaufgaben sind
nicht gesetzlich geregelt und gelten daher als freiwillig. Freiwillige Aufgaben sind damit nicht
einfach verzichtbar.” (Dedy 2013)

Die Kommunen, die sich an der Befragung beteiligt haben, sind keinesfalls alle als wohlhabend
zu bezeichnen, wenngleich sie auch nicht zu den Stadten gehoéren, die unter Haushaltsaufsicht
stehen. Aufschluss (iber die Beweggriinde der Kommunen, eigene Forderprogramme zu
konzipieren, gibt die wichtigste Zielgruppe der Programme: den kleinsten gemeinsamen
Nenner stellt die Forderung von Familien dar, meist verkniipft mit dem Ziel der
Eigentumsbildung. Die Kommunen investieren damit nach eigener Auffassung in die Zukunft,
was das beispielhafte Zitat aus den Richtlinien zur Wohnbauférderung fir Familien der
Kreisstadt Homburg belegt:

,Ziele des stddtischen Férderprogramms sind die Férderung der Familien- und Kinder-
freundlichkeit in der Kreisstadt Homburg, des arbeitsplatznahen Wohnens und die
Mitwirkung an der Stabilisierung der Einwohnerzahl durch Verminderung der
Abwanderungstendenzen. Gleichzeitig soll die Zuwanderung nach Homburg positiv
beeinflusst werden.” (18.12.2008)

Wie das Ziel, Familien im Gemeindegebiet zu halten oder Neublirger zu gewinnen, Gber den
Weg der Wohnungsbauférderung im Einzelnen umgesetzt wird, ist wiederum sehr verschieden
und hangt von der jeweiligen lokalen Situation des Wohnungsmarktes ab. In Kommunen mit
Leerstanden wird eher versucht mit der Férderung auch Ziele der raumlichen Reorganisation
(Stadtumbau) zu unterstiitzen, andere Kommunen erschlieBen neues Bauland in
Stadtrandlagen. Als zentral erweisen sich in vielen Fillen die eigenen Flachen. Neben den
Zuschiissen zum Eigentumserwerb oder den Abschldgen auf den Kaufpreis des Baulands,
werden aber auch andere Wege der Familienforderung dem Themenfeld der
Wohnraumférderung zugeordnet , wie zum Beispiel die Ubernahme von Kita-Gebiihren fiir
diejenigen, die in der Gemeinde Wohneigentum bilden.
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Die tagespolitisch im Fokus stehenden Probleme und Aufgaben im Zusammenhang mit
angespannten Mietwohnungsmarkten sind — so zeigt die Untersuchung — auf die wachsenden
GroRstadte beschrankt. Im Vergleich zu den vielen niedrigschwelligen Spielarten der
Eigentumsforderung erfordert das Segment der Férderung des Mietwohnungsneubaus eher
hohe Investitionsmittel.

Seit 2006 ist die staatliche Wohnraumforderung Sache der Linder, die vom Bund dafir
Kompensationsmittel erhalten. Die meisten Bundeslander haben inzwischen eigene
Wohnungsbaufoérdergesetze erlassen, im Rahmen derer Forderschwerpunkte fiir die jeweiligen
Haushaltsjahre definiert werden. Die Kommunen verweisen in der Regel auf die Angebote des
Landes sowie auch der Kreditanstalt fir Wiederaufbau. Die in der Untersuchung adressierten
originar kommunalen Forderprogramme sind so konzipiert, dass sie die Landesprogramme
entweder verstirken (besondere Problemlagen — Mietwohnungsmarkt etc.) und/oder
ergdnzen (Eigentumsférderung). Das Verstandnis der , Arbeitsteilung” zwischen Bund und Land
illustriert das Zitat der Wohnbauférderung der Stadt Osnabriick:

,Die Stadt Osnabriick hat ihre Wohnungsbauférderung im Juni 2007 neu konzipiert und ganz
auf Haushalte mit Kindern ausgerichtet. Wéhrend das Land Niedersachsen seine Foérderung fiir
sozial schwache Familien fortsetzt, richtet sich das stddtische Programm insbesondere an die
Adresse der ,Durchschnittsverdiener’ und will vor allem ein Zeichen setzen, dass Familien mit
Kindern in der Stadt besonders willkommen sind. Die Unterstiitzung soll jdhrlich rund 100
Familien und Alleinerziehenden bei der Schaffung von Wohneigentum zugute kommen.”
(Website)

In Summe zeigen die Ergebnisse, dass Wohnbauférderung ein sehr vielschichtiges Feld ist. Von
den Kommunen werden sehr viele niedrigschwellige Forderangebote offeriert, die eher dazu
dienen, Anreize zur Eigentumsbildung zu geben oder zu verstdrken, als denn Engpdsse in der
Wohnungsversorgung zu lUberwinden — die aber auch nur in einem Teil der Kommunen
auftreten. Die Untersuchung gibt einen ersten Einblick in die dynamische Landschaft
kommunaler Wohnraumférderprogramme. Im Rahmen zukiinftiger Studien sollte ergriindet
werden, wie sich die Abstimmungsprozesse zwischen Landern und Kommunen hinsichtlich der
Kompatibilitdten der Férderprogramme gestalten. Des Weiteren stellt sich die Frage nach der
Verdanderung des Verstandnisrahmens von Wohnungspolitik — ist Wohnen ein zentrales
strategisches Aufgabenfeld oder eine Obliegenheit des Bauamtes? Hier konnten differenzierte
Einblicke helfen, die zukilinftigen Erfordernisse an strategischer Unterstiitzung besser
einschatzen zu kénnen. Denn — das wurde mehr als deutlich — Wohnungsbauférderung ist
keine Frage des Geldes allein, sondern auch der kommunalen Entwicklungsziele und
-vorstellungen.
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Anhang - Fragebogen
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumférderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Allgemeine Fragen (Fragebogenteil 1)

Wohnungspolitische Ziele

Frage A1: Welche Bedeutung haben folgende wohnungspolitische Ziele fiir lhre
Kommune?

Bitte wahlen Sie die zutreffende Antwort fiir jeden Punkt aus

keine mittlere hohe
Bedeutung Bedeutung Bedeutung

Familienhaushalte im Stadtgebiet halten O O O
Angebote flr finanzkrdaftige Haushalte im

Stadtgebiet schaffen = - =
Bezahlbaren Wohnraum fiir Haushalte mit

. . O O O
geringem Einkommen schaffen
Kaufkraft stabilisieren O O
Bautatigkeit erhchen O O
Einwohnerzahl durch Zuzugsanreize erh6hen O O
Bevolkerungsmischung in  den  Stadtteilen

O O a]

erhalten
Generationengerechte Wohnungsangebote
schaffen . - -
Energieeffizienz von Gebduden steigern O O O
Innenentwicklung starken O O O
Abwanderung ins Umland verhindern O O m
Brachflachen entwickeln O O m
Gemeinschaftliche Wohnformen foérdern O O O
Wohneigentum starken O O m
Genossenschaftliches Wohnen fordern O O O
Wohnungsleerstand beseitigen O O m
Barrierefreie / barrierearme Wohnungsangebote
schaffen - -
Frage A2: Gibt es in lhrer Kommune eigene kommunale Programme zur Férderung

von Wohnraum? (z.B. Gewadhrung verbilligter Darlehen, Bereitstellung
von Bauland)

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:
o Ja

o Nein
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumférderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Wohnraumférderung insgesamt

Die nachfolgenden Fragen auf dieser Seite beziehen sich auf alle Programme zur
Foérderung von Wohnraum in lhrer Kommune im Zeitraum von 2007 bis 2011.

Frage A3: Wie hoch war die Summe bewilligter kommunaler Férdermittel (in Euro)
zur Wohnraumforderung in den Jahren 2007 bis 2011 insgesamt?

Summe der kommunalen Fordermittel in Euro: ..................

Frage A4: Wie viele offentlich geforderte Wohnungen wurden in diesem Zeitraum
bewilligt?

Bewilligte Wohnungen: ..................

Weitere MalRnahmen zur Wohnraumférderung und erganzende Informationen

Frage A5: Wie hoch war die Summe anderer offentlicher Fordermittel (z.B. Bund,
Land), die zur Wohnraumforderung in lhrer Kommune von 2007 bis
2011 eingesetzt wurden (in Euro)?

Summe anderer Offentlicher Fordermittel in Euro: ..................

Frage A6: Welche weiteren wohnungspolitischen Malnahmen, die nicht an ein
Forderprogramm gebunden sind, werden in lhrer Kommune ergriffen?
(Mehrfachantworten méglich)

Abgabe von stadtischen Grundstiicken fiir preiswerten Wohnungsbau
Vergabe von Erbbaurechten fiir preiswerten Wohnungsbau

Ankauf von Belegungsbindungen

Neuausweisung kommunaler Flichen als Wohnbauland
Umwandlung von Nichtwohn-Immobilien zur Wohnnutzung
Umnutzung von Konversionsflachen zur Wohnnutzung
Nachverdichtung im Siedlungsbestand

o oo o oo o od

Erweiterung des kommunalen Wohnungsbestands
Festschreibung von Mindestanteilen an geférdertem Wohnungsbau in

O

Bebauungspldnen

Sozialplanverfahren zum Erhalt der sozialen Durchmischung im Rahmen des
besonderen Stadtebaurechts

Stadtebauliche Vertrage zur sozialgerechten Bodennutzung
Erhaltungssatzungen zum Milieuschutz
Zweckentfremdungsverbotsverordnungen

Aufstellen eines Wohnraumversorgungskonzeptes

Aufstellen eines Mietspiegels

Kooperationsvereinbarungen mit der Wohnungswirtschaft

Sonstiges ..................

o oo oo o o
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Kommunale Forderprogramme (Fragebogenteil 2)

Frage FP1:  Bezeichnung des Forderprogramms

Name des Forderprogramms: .................
Frage FP2a:  Gibt es eine Laufzeit fiir das Forderprogramm?

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:
o Ja
o Nein
Frage FP2b: Welche Laufzeit hat das Forderprogramm?

von (Jahr): ...

bis (Jahr): ..o

Frage FP3:  Welche Fordersumme (in Euro) ist fiir die gesamte Laufzeit vorgesehen?

Fordersumme in Euro: ..................

Frage FP4a:  Gibt es eine Zielzahl fiir die mit dem Programm zu fordernden Wohnungen?

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:
o Ja

o Nein

Frage FP4b: Wie hoch st die angestrebte Zahl der geforderten Wohnungen
(in Wohneinheiten)?

Anzahl der Wohneinheiten: ................

Frage FP5:  In welcher Form wird die Wohnraumférderung im Neubaubereich angeboten?
(Mehrfachantworten moglich)

Keine Forderung im Neubaubereich

Vergabe von Erbbaurechten

Bereitstellung von verbilligtem Bauland

Gewdhrung zinsverbilligter Darlehen

Ubernahme von Biirgschaften, Garantien und sonstigen Gewihrleistungen
Gewdhrung von Investitionszuschiissen

o oo o o o o

Sonstiges ..................
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Frage FP6:

o o o o o o

Frage FP7:

In welcher Form wird die Wohnraumforderung auch fiir den Gebaudebestand
angeboten? (Mehrfachantworten moglich)

Keine Forderung im Gebdudebestand
Gewdhrung von Investitionszuschiissen
Gewdhrung von zinsverbilligten Darlehen
Gewdhrung von Aufwendungszuschissen
Ubernahme von Biirgschaften

Sonstiges ...

Welche Fordervoraussetzungen sind mit dem Programm verbunden?
(Mehrfachantworten moglich)

Bitte wéhlen Sie alle zutreffenden Eintrdge aus und schreiben Sie einen Kommentar dazu

o o o o o

Frage FP8a:

Einhalten einer Altersgrenze, und zwar: .................

Unterschreiten einer definierten Einkommensgrenze, und zwar: ..................
Nachweis eines besonderen Bedarfs, und zwar: ...
Vorhandensein von Kindern

Sonstiges, und zwar: .................

Ist die Forderung auf bestimmte Zielgruppen beschrankt?

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:

o Ja

o Nein

Frage FP8b:

0 o A B

Welche Gruppen bzw. Personen wollen Sie mit der Forderung erreichen?
(Mehrfachantworten moglich)

Einkommensschwache Haushalte
Menschen im Alter

Haushalte mit Migrationshintergrund
Gemeinschaftliche Wohngruppen
Ortsansassige

Haushalte mit mittlerem Einkommen
Familien

Alleinerziehende

Studierende

Besondere Bedarfsgruppen, wie Menschen mit Behinderungen
Angehorige des offentlichen Dienstes
Sonstiges ........c.........
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Frage FP9a: Ist das Programm an ein anderes Forderprogramm von Bund, Land oder der
Europdischen Union gekoppelt?

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:
o Ja

o Nein

Frage FP9b: An welche(s) Programm(e) ist die Forderung  gekoppelt?
(Mehrfachantworten moglich)

Bitte wéhlen Sie alle zutreffenden Eintrdge aus und schreiben Sie einen Kommentar dazu

An ein Bundesprogramm, und zwar: .................
An ein Landesprogramm, und zwar: .................
An ein EU-Programm, und zwar: ..................

O o o o

Sonstiges, und zwar: .................

Frage FP10a: Gibt es eine Begrenzung der maximalen Férdersumme pro Vorhaben?

Bitte wéhlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:

o Ja
o Nein
Frage FP10b: Woran orientiert sich die Begrenzung der Forderung?

(Mehrfachantworten moglich)
Es gibt eine Begrenzung je...

Antragsteller Bautrager

Wohnung

Antragsteller Haushalt
Quadratmeter Wohnflache
Quadratmeter Bruttogeschossflache

O o o o o o

Sonstiges ..................

Frage FP11a: Ist eine Bindung an die Forderung gekoppelt?

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:
o Ja

o Nein
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Frage FP11b: Welche Bindungen sind an die Forderung
(Mehrfachantworten moglich)

gekoppelt?

Bitte wahlen Sie alle zutreffenden Eintrdge aus und schreiben Sie einen Kommentar dazu

O Belegungsbindung, und zwar:
O Mietpreisbindung, und zwar:
O Sozialbindung, und zwar:
O Sonstiges, und zwar: .................
Frage FP12a: Ist die Forderung an raumliche Kriterien

(z.B. bestimmter Ortsteil, Innenstadt 0.A.)

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:
o Ja

o Nein

Frage FP12b: An welche raumlichen Kriterien ist die Forderung gebunden?

Beschreibung der raumlichen Kriterien: .................

Frage FP 13: Welche Wohnungsmarktsegmente werden
(Mehrfachantworten moglich)

Eigentum
Miete
Genossenschaften

Frage FP14: Welche Arten von Wohnungen werden vorrangig
(Mehrfachantworten moglich)

Wohnungen in Mehrfamilienhdusern
Wohnungen in Einfamilienhdusern

Wohnheime

Kleine Wohnungen (kleiner als 60 Quadratmeter)

o o o o o

Grolle Wohnungen (gréBBer 90 Quadratmeter)
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Frage FP15:

Frage FP 16:

Frage FP17:

Internetlink: .

Frage FP18:

Welche der folgenden MaBnahmen werden gefordert?
(Mehrfachantworten moglich)

Besondere bauliche MaSnahmen, mit denen Belangen behinderter oder dlterer
Menschen Rechnung getragen wird

Ressourcenschonende Bauweisen

Organisierte Gruppenselbsthilfe

Sonstiges ..................

In welcher rdumlichen Lage befindet sich der geforderte Wohnraum
vorwiegend? (Mehrfachantworten moglich)

Innenstadtrand
Innenstadt
Stadtrand

Falls es Informationen zum Forderprogramm im Internet gibt, fiigen Sie den
entsprechenden Link bitte hier ein?

Haben Sie weitere Anmerkungen?

Anmerkungen: .............
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Forderprogramme in Vorbereitung (Fragebogenteil 3)

Frage iV1: Bezeichnung des Forderprogramms

Name des Forderprogrammes: .................

Frage iV2:  Welche Laufzeit soll das Forderprogramm voraussichtlich haben?
von (Jahr): ...

bis (Jahr): .o

Frage iV3:  Welche Fordersumme (in Euro) soll voraussichtlich fiir die gesamte Laufzeit
bereitgestellt werden?

Fordersumme in Euro: ..................

FrageiV4:  Wie hoch soll die angestrebte Zahl der geforderten Wohnungen
(in Wohneinheiten) voraussichtlich sein?

Anzahl der Wohneinheiten: ................

FrageiV5: In welcher Form soll die Wohnraumforderung im Neubaubereich
voraussichtlich angeboten werden? (Mehrfachantworten moglich)

Keine Forderung im Neubaubereich

Bereitstellung von verbilligtem Bauland

Vergabe von Erbbaurechten

Gewdhrung zinsverbilligter Darlehen

Ubernahme von Biirgschaften, Garantien und sonstigen Gewahrleistungen
Gewdhrung von Investitionszuschiissen

0o oo o o o o

Sonstiges ..................
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung

Fragenkatalog der Online-Befragung

Frage iV6: In welcher Form soll die Wohnraumférderung im Gebaudebestand

o o o o o o

voraussichtlich angeboten werden? (Mehrfachantworten moglich)

Keine Forderung im Gebdudebestand
Gewdhrung von zinsverbilligten Darlehen
Gewdhrung von Investitionszuschiissen
Gewdhrung von Aufwendungszuschissen
Ubernahme von Biirgschaften

Sonstiges ...

FrageiV7a: Wird die Forderung voraussichtlich auf bestimmte

beschrankt sein?

Bitte wahlen Sie nur eine der folgenden Antworten aus:

O

o Nein

Frage iV7b:

0o 0o o oo oooo oo o

(Mehrfachantworten moglich)

Ortsansassige

Einkommensschwache Haushalte
Haushalte mit mittlerem Einkommen
Familien

Alleinerziehende

Menschen im Alter

Studierende

Haushalte mit Migrationshintergrund
Gemeinschaftliche Wohngruppen
Besondere Bedarfsgruppen, wie Menschen mit Behinderungen
Angehorige des offentlichen Dienstes
Sonstiges ...

Frage iV8:  Welche Wohnungsmarktsegmente sollen gefordert

(Mehrfachantworten moglich)

Miete
Eigentum
Genossenschaften
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Difu-Umfrage zur kommunalen Wohnraumforderung Fragenkatalog der Online-Befragung

Frage iV9: Welche Arten von Wohnungen sollen vorrangig gefordert werden?
(Mehrfachantworten moglich)

Wohnungen in Einfamilienhdusern

Wohnungen in Mehrfamilienhdusern
Wohnheime

Kleine Wohnungen (kleiner als 60 Quadratmeter)
Grolse Wohnungen (grofser 90 Quadratmeter)

o o o o o

Frage iV10: Haben Sie weitere Anmerkungen?

Anmerkungen: .................

54



	1 Anlass und Zielsetzung des Projekts
	1.1 Forschungsfragen
	1.2 Methodisches Vorgehen

	2 Auswertung der Befragung
	2.1 Adressaten und Rücklauf
	2.2 Beschreibung des Datensatzes
	2.3 Wohnungspolitische Ziele und Rahmensetzungen in den Kommunen
	Bedeutung wohnungspolitischer Ziele3F
	Summe der bewilligten kommunalen Fördermittel in den Jahren 2007 bis 20114F
	Anzahl der öffentlich geförderten Wohnungen in den Jahren 2007 bis 20115F
	Summe anderer öffentlicher Fördermittel6F
	Weitere wohnungspolitische Maßnahmen7F

	2.4 Kommunale Förderprogramme
	Kommunale Programme zur Förderung von Wohnraum8F
	Städte mit kommunalen Förderprogrammen
	Förderprogramme in Vorbereitung

	2.5 Landschaft der kommunalen Förderprogramme
	Förderprogramme der Kommunen10F
	Laufzeit der Förderprogramme11F
	Fördersummen12F
	Angestrebte Zahl geförderter Wohnungen14F

	2.6 Zielgruppen, Fördervoraussetzungen und Förderschwerpunkte
	Zielgruppen15F
	Fördervoraussetzungen16F
	Wohnraumförderung im Neubaubereich17F
	Wohnraumförderung im Gebäudebestand18F
	Querauswertung: Zielgruppen, Fördervoraussetzungen und Förderschwerpunkte

	2.7 Fördergegenstand
	Geförderte Wohnungsmarktsegmente19F
	Geförderte Wohnungstypen20F
	Ergänzende Förderaspekte21F
	Querauswertung: Fördergegenstand

	2.8 Förderbedingungen
	Kopplung an andere Förderprogramme22F
	Kopplung der Förderung an Bindungen23F
	Begrenzung der Fördersumme24F
	Kopplung der Förderung an räumliche Kriterien25F
	Räumliche Lage des geförderten Wohnraums26F
	Querauswertung: Förderbedingungen


	3 Schlussfolgerungen
	Quellenverzeichnis
	Anhang - Fragebogen
	Frage A1: Welche Bedeutung haben folgende wohnungspolitische Ziele für Ihre Kommune?
	Frage A2: Gibt es in Ihrer Kommune eigene kommunale Programme zur Förderung von Wohnraum? (z.B. Gewährung verbilligter Darlehen, Bereitstellung von Bauland)
	Frage A3: Wie hoch war die Summe bewilligter kommunaler Fördermittel (in Euro) zur Wohnraumförderung in den Jahren 2007 bis 2011 insgesamt?
	Summe der kommunalen Fördermittel in Euro: ………………
	Frage A4: Wie viele öffentlich geförderte Wohnungen wurden in diesem Zeitraum bewilligt?
	Bewilligte Wohnungen: ………………
	Frage A5: Wie hoch war die Summe anderer öffentlicher Fördermittel (z.B. Bund, Land), die zur Wohnraumförderung in Ihrer Kommune von 2007 bis 2011 eingesetzt wurden (in Euro)?
	Summe anderer öffentlicher Fördermittel in Euro: ………………
	Frage A6: Welche weiteren wohnungspolitischen Maßnahmen, die nicht an ein Förderprogramm gebunden sind, werden in Ihrer Kommune ergriffen? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP1: Bezeichnung des Förderprogramms
	Name des Förderprogramms: ………………
	Frage FP2a: Gibt es eine Laufzeit für das Förderprogramm?
	Frage FP2b: Welche Laufzeit hat das Förderprogramm?
	Fördersumme in Euro: ………………
	Frage FP4a: Gibt es eine Zielzahl für die mit dem Programm zu fördernden Wohnungen?
	Frage FP4b: Wie hoch ist die angestrebte Zahl der geförderten Wohnungen  (in Wohneinheiten)?
	Anzahl der Wohneinheiten: ………………
	Frage FP5: In welcher Form wird die Wohnraumförderung im Neubaubereich angeboten? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP6: In welcher Form wird die Wohnraumförderung auch für den Gebäudebestand angeboten? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP7: Welche Fördervoraussetzungen sind mit dem Programm verbunden? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP8a: Ist die Förderung auf bestimmte Zielgruppen beschränkt?
	Frage FP8b:  Welche Gruppen bzw. Personen wollen Sie mit der Förderung erreichen? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP9a:  Ist das Programm an ein anderes Förderprogramm von Bund, Land oder der Europäischen Union gekoppelt?
	Frage FP9b: An welche(s) Programm(e) ist die Förderung gekoppelt?  (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP10a: Gibt es eine Begrenzung der maximalen Fördersumme pro Vorhaben?
	Frage FP10b: Woran orientiert sich die Begrenzung der Förderung?  (Mehrfachantworten möglich)
	Es gibt eine Begrenzung je...
	Frage FP11a: Ist eine Bindung an die Förderung gekoppelt?
	Frage FP11b: Welche Bindungen sind an die Förderung gekoppelt?  (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP12a: Ist die Förderung an räumliche Kriterien gebunden?  (z.B. bestimmter Ortsteil, Innenstadt o.Ä.)
	Frage FP12b: An welche räumlichen Kriterien ist die Förderung gebunden?
	Frage FP 13: Welche Wohnungsmarktsegmente werden gefördert?  (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP14: Welche Arten von Wohnungen werden vorrangig gefördert? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP15: Welche der folgenden Maßnahmen werden gefördert?  (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP 16: In welcher räumlichen Lage befindet sich der geförderte Wohnraum vorwiegend? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage FP17: Falls es Informationen zum Förderprogramm im Internet gibt, fügen Sie den entsprechenden Link bitte hier ein?
	Frage FP18: Haben Sie weitere Anmerkungen?
	Frage iV1: Bezeichnung des Förderprogramms
	Name des Förderprogramms: ………………
	Frage iV2: Welche Laufzeit soll das Förderprogramm voraussichtlich haben?
	Fördersumme in Euro: ………………
	Frage iV4: Wie hoch soll die angestrebte Zahl der geförderten Wohnungen  (in Wohneinheiten) voraussichtlich sein?
	Anzahl der Wohneinheiten: ………………
	Frage iV5: In welcher Form soll die Wohnraumförderung im Neubaubereich voraussichtlich angeboten werden? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage iV6: In welcher Form soll die Wohnraumförderung im Gebäudebestand voraussichtlich angeboten werden? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage iV7a: Wird die Förderung voraussichtlich auf bestimmte Zielgruppen  beschränkt sein?
	Frage iV7b: Welche Gruppen bzw. Personen sollen mit der Förderung erreicht werden? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage iV8: Welche Wohnungsmarktsegmente sollen gefördert werden? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage iV9: Welche Arten von Wohnungen sollen vorrangig gefördert werden? (Mehrfachantworten möglich)
	Frage iV10: Haben Sie weitere Anmerkungen?


